 Willkommen zur Lage den Hationen aus.
 Gabe nur mal 235 vom 2. April 2021.
 Und an den Mikrofon begrüßen euch Ulf Bohmeier.
 Das bin ich.
 Und Philipp Bansil, herzlich willkommen auf der meiner Seite.
 Zur Rütblick auf die politische Woche hier zur Lande und in der Welt.
 Wir kern ja an dieser Stelle die Ereignisse zusammen so,
 sie uns interessieren und wir sie für relevant halten.
 Vorweg ein paar kurze Hausmitteilungen.
 Danke für die Nettenreviews-In-Apple-Podcast.
 Da kamen wieder ein paar sehr nette Bewertungen dazu.
 Da freuen wir uns immer zum Einwärtsnettes Feedback ist.
 Und zum anderen war das natürlich auch eine Werbung
 ist, damit Menschen sich vielleicht mal spontan die Lage anhören.
 Und dann sind wir mehrfach angesprochen worden
 auf den deutschen Podcastpreis.
 Da haben Leute nämlich nach uns gesucht, um für uns zu stimmen.
 Das Freutens natürlich sehr.
 Wir haben uns eigentlich in diesem Jahr gar nicht beworben.
 Erdig gesagt habe ich persönlich das gar nicht mitbekommen,
 dass da die Bewerbungsfrist lief.
 Ihr könnt aber trotzdem abstimmen für einen Podcast,
 die Möglichkeit zu sein, dass die Lage ist,
 die es mal nicht mit im Topf.
 Damit kommen wir zu unserem ersten Thema.
 Da geht in dieser Woche der Blick ins Ausland,
 genau genommen nach Myanmar.
 Wir hatten vor einigen Wochen schon darüber berichtet,
 aber da gibt es jetzt in dieser Woche leider sehr traurige Neuigkeiten,
 dass Militär geht nämlich inzwischen brutal gegen die eigene Bevölkerung vor.
 Und das Ausmaß, der Gewalt hat sich dort einfach noch mal
 ganz erheblich verstärkt.
 Deswegen ist das für uns anders noch mal genauer hinzuschauen.
 Was ist denn da eigentlich los?
 Ja, wir haben ja ausführlich letztes Mal darüber berichtet.
 Deswegen müssen wir über die historischen Hintergrund
 nicht noch mal reden, denklich.
 Du hast es gesagt, dass Militär hat halt die Regierung abgesetzt.
 Die demokratisch gewählte Regierung muss man dazu sagen.
 Außer und so, die Gaglionsfigur dieser Regierung,
 die steht jetzt unter Hausarrest wurde und da ziemlich fadenscheinigen
 Anschuldigungen dort eingebuchtet.
 Sie soll Walkie Talkies besessen,
 da am GegenCorona-Auflagen verstoßen.
 Also, das ist natürlich an den Haaren der Beigezogen.
 Aber das ist momentan eigentlich der Stand.
 Und eben deshalb, wie das jetzt hier nochmal aufgreifen ist,
 dass es seit Wochen schon Proteste gegen diese Militärregierung
 gibt, viele, viele Menschen gehen dort auf die Straße.
 Nun war aber das letzte Wochenende das bisher blutigste
 mit über 100 Toten alleine an einem Wochenende.
 Und deswegen müssen wir da eigentlich noch mal genauer drauf gucken.
 Ja, ich füchte auch. Inzwischen gibt es weit mehr als 500 Toten.
 Und ich sage das eben schon, das Ausmeistergewalt steigert sich,
 weil das Militär inzwischen offensichtlich dazu übergeht,
 demonstrierende ganz gezielt durch Kopfschüsse zu töten.
 Es ist immer ein Problem, wenn die demonstrierende Erschossen werden.
 Aber hier ist es jetzt inzwischen nicht mehr so,
 dass da irgendwelche Konfrontationen entstehen.
 Soll es einfach quasi gezielter Massenmord.
 Ja, es ist offensichtlich Soldatinnen und Soldaten gibt,
 die da demonstrierende Bewusstöten um die Menschen einzuschüchtern,
 um die Menschen von der Straße zu vertreiben.
 Doch, Philipp, dieses Kalkül des Militärs,
 also eine Art Friedhofsruhe mit brutalster Gewalt zu erzwingen,
 mit Massenmord zu erzwingen, dieses Kalkül scheint doch nicht ganz aufzugehen.
 Nee, also zumindest bisher nicht.
 Wir haben ja mit 1-2 Leuten gesprochen,
 die bis ganz vor kurzem noch im Lande waren.
 Für deutsche Organisation dort täglich bleiben,
 aber weil eben noch Mitarbeiterinnen dort vor Ort sind,
 wollen sie nicht öffentlich mit Namen in der Medien auftreten.
 Und einer von ihnen sagte, wir waren auch überrascht von diesem Putsch.
 Das hatte sich zwar schon immer so ein bisschen gerüchte Weise angedeutet.
 Und so und gibt auch sehr zähende Lange Konflikte, die dort herrschen.
 Aber das nur das Militär ausgerähen zu dieser Zeitputsch.
 Das war dann wohl für einige, die dort arbeiten, auch durchaus überraschend.
 Ungewöhnlich so sagte unsere Quelle, ungewöhnlich sei
 und vor allen Dingen auch überraschend sei, dass eben viele aus der Zivilgesellschaft
 mitmachen und auch aus der Verwaltung durchaus mitmachen.
 Bei den Protesten, nicht bei den Protesten.
 Bei den Protesten.
 Und das hätte wohl auch das Militär überrascht,
 dass eben in einigen Ministerien 30 Prozent der Angestellten
 einfach nicht mehr da sind.
 Was natürlich das funktionierende Staat ist auch infrage stellt.
 Und das könnte ein Problem sein, mit dem sich das Militär überraschenderweise konfrontiert.
 Auf der anderen Seite bedeutet das wohl wahrscheinlich nicht,
 dass das Militär irgendwie zeitnah einlenken würde.
 Und tatsächlich wieder die Macht an eine demokratische Regierung abgeben würde.
 Und so unsere Quellen jedenfalls die Sanktionen des Westens, die jetzt verängt worden sind,
 die war natürlich einkalkuliert,
 dann das stört die Militärs auch nicht wirklich.
 Etwas nerviger ist schon, dass sie jetzt samt ihren Familien in Sippenhaft genommen worden sind.
 Das heißt, sie können nicht mehr reisen, ihre Kunden sind eingefroren.
 Aber sie tat die Militärs werden das wohl aushalten,
 die kennen nur Gewinn oder verlieren und verlieren wollen.
 Sie nicht wird das Militär einlenken.
 Die Hebel sind glaube ich überschaubar an den gezogen werden kann.
 Die internationale fragt man sich natürlich bei solchen Krisen.
 Immer was kann man denn vom Ausland machen.
 Und das Problem ist, das Militär zwei sehr unterschiedliche,
 aber doch relativ bisher loyale Partner,
 das sind zum einen die Russen und das sind zum anderen die Chinesen.
 Die Russen haben wohl sehr viel, auch das Militär ausgebildet.
 Viele der Militärs waren wohl in Russland zum Training
 und auch die Chinesen sorgen sich wohl eher um ihre Wirtschaftsinteressen,
 also um Zugang zu helfen, um dann auch entfernte Region in China gut versorgen zu können.
 Die beiden Mächte stehen wohl momentan fest noch anseiten des Militärs.
 Deswegen hat auch der Ohrensicherheitsrat
 kurz nichts war seine Besorgnisse einstimmig ausgedrückt,
 aber eben doch nicht zur Sanktion oder gar militärisch eingreifen.
 Oder so was aufgefordert, weil eben Russland und China
 da im Sicherheitsrat sitzen und da immer ihr Wedo einlegen.
 Das ist das große Problem.
 Die staatliche Nachrichtenagentur Xenhua aus China
 findet beispielsweise nur die niedrigen Corona-Infektionszahlen
 aus Myanmar berichten es wäre, aber nicht die politische Situation.
 Das ist eine eher in inlandgerierte Zeitung viel mehr,
 die an das auslandgerichtete Zeitung China Daily,
 die im Auf Englisch erscheint, lässt beobachter aus Südhoßasien zu Wort kommen.
 Die Vorinstabilität und einem Bürgerkrieg waren.
 Die FZ wartet das so.
 Zitat übersetzt heißt, dass das Peking nicht recht glücklich ist.
 Aber nicht über den Sturz an der rechtmäßig gewählten Regierung,
 sondern nur über die Unruhen.
 Das sind also Pekings Prioritäten, so die FZ.
 Und ich denke auch, Philipp, man kann das so deutlich zusammenfassen,
 dass die so lange Russen und Chinesen nicht die Unterstützung entziehen werden,
 die militär ist, wo wir so weiter machen.
 Und Russen und Chiner werden außerdem mutmaßlich evtl. im Sicherheitsrat
 der Vereinten Nationen einlegen,
 wenn dort tatsächlich Sanktionen beschlossen werden.
 Der Sicherheitsrat hat sich ja nach diesem blutigen Wochenende
 schon mit der Gewalt der Myanmar beschäftigt und sie auch verurteilt.
 Auch einstimmig, aber eben nicht so weit gehen, dass der Sicherheitsrat sagt,
 da müssen wir was machen oder wir müssen gar zu Sanktionen greifen.
 Das haben vor allen Dingen die Russen und die Chinesen verhindert.
 Ich glaube, die erfolgversprechendste Strategie
 um dieses Militär unter Druck zu setzen,
 könnte vielleicht sein, diese Militärmacht haben und ihre Familien selber unter Druck zu setzen.
 Weil das war so ein bisschen die Schilderung.
 Das sind halt Leute, da speziell diese Militärführung,
 die verdienen sehr viel Geld mit der Ausbildung der Rohstoffe,
 die verdienen auch Geld mit Drogenhandel.
 Die haben Familien, die zum Teil im Ausland leben.
 Das ist eine elite, ne militärische Elite da in Myanmar, den Geld einflos,
 sehr, sehr wichtig sind.
 Und wenn es gelänge, deren Kontenei zu fliehen, wenn es gelänge,
 deren Familien auch im Ausland unter Druck zu setzen,
 dann könnte sich vielleicht nur eine Art Bruch in dieser Elite bilden.
 Das ist die einen sagen, jetzt sind unsere Familien unter Druck,
 wir kommen nicht mehr an unser Geld.
 Und so, vielleicht müssen wir hier doch irgendwie mal Kompromisse machen.
 Das ist eine Hoffnung, aber bisher nicht mehr als eine Hoffnung.
 Zur Zeit muss man sagen, die in der indische Opposition
 ist die größte Chance, dass diesem unseligen Wirken,
 der Militär es noch einheitgeboten werden kann.
 Die Opposition wollte zunächst mal rein auf friedlichen Protest setzen,
 ist wisslang auch friedlich geblieben, obwohl sie, wie gesagt,
 inzwischen Hunderte von Todesopfern zu beklagen hat.
 Jetzt gerade aber so stillt dann unsere Quellen
 ist auch die Opposition dabei, einen bewaffneten Arm aufzubauen.
 Und sie fangen da auch nicht bei null an.
 In Gegenteil, es gibt im Land schon etwa 20 kleinere Milizen.
 Das liegt daran, dass Myanmar etnisch auch relativ gespalten ist.
 Es gibt also 170 Etnien.
 Die größte davon sind die Bahna, die 69, 70, 70,
 je nach Zähleweise Prozent ausmachen.
 Und der Rest der Bevölkerung verteilt sich halt über diese
 verschiedenen entenischen Gruppen.
 Und einige davon.
 Plus minus 20 haben sogenannte Ethnickel-Armth Organisationsgegrüne,
 also letztlich Milizen einheiten.
 Die also Menschen haben, die Waffen haben und zum Teil auch kämpfen
 und zum Teil auch recht groß sind.
 Also die haben zum Teil 20, 30, 40,000 Mitglieder dieser Milizen.
 Und jetzt geht es ein bisschen bei dieser Frage,
 wie könnte denn dieser Protest eskalieren und Gewaltsamt werden
 um die Frage, auf welcher Seite stehen denn jetzt diese Milizen?
 Zwei große dieser Milizen haben sich der Opposition zugewandt.
 Andere haben schon Sympathien für das Militär bekundet.
 Also da scheint sich zumindest der Druck auf dem Kessel zu erhöhen
 und die Befürchtung ist natürlich, dass auf der einen Seite
 dann vielleicht die Milizen und die Opposition stehen
 oder zumindest einige dieser Milizen,
 die dann auf leicht 150.000 Menschen kommen,
 den gegenüberstehen dann die Putschisten mit ihrem Militär,
 mit schätzungsweise 350.000, vielleicht ein bisschen mehr,
 1.000 geschulten Soldaten.
 Und da ist dann die Frage, was passiert dann?
 Da sind dann einigen die Milizen, die vielleicht im Gorilla-Kampf
 ein bisschen geübt da sind, aber eben auch nicht wirklich gut ausgebildet.
 Auf der anderen Seite eben ein ausgebildetes Militär,
 eine ausgebildete Armee der Putschisten.
 Da sagen uns einige, müsste man sich dann wirklich auf ein doch länger
 währenden Bürgerkrieg einstellen, weil von außen wahrscheinlich
 da nichts passieren würde. Ich meine wir sehen es ja in Syrien.
 Da ist ja noch eine ganz andere Eskalationstufe
 und trotzdem passiert davon aus, relativ wenig befrieden.
 Ja, deswegen ist die Prognose in der Tat relativ düster.
 Man wird sich vermutlich, wenn das jetzt eben so weiter eskaliert
 auf 2-3 Jahre fiesen Bürgerkriegen einstellen müssen,
 dann geht es im Grunde, um die Frage, wer zuerst müde ist.
 Es ist dann so eine klassischer Abnutzungskonflikt.
 Die Runter hat unterdessen schon angekündigt,
 in den nächsten Jahr wahren durchzuführen.
 Es ist natürlich derzeit vollkommen illusorisch.
 Außerdem kann man davon ausgehen,
 dass wohl nur ausgewählte Parteien antreten dürfen.
 Also insbesondere wohl nicht mehr die Bewegung von Arnungshangsutschi.
 Insofern muss man sagen, es ist die Lage da überaus instabil.
 Aber überhin hat sich im Untergrund schon eine alternativ Regierung
 formiert. Auch ein Untergrund Parlament hat sich dort gebildet,
 ausgewählten und dann durch den Putschent machteten,
 abgeordneten.
 Und die haben nun im Einflussbereich von bestimmten ethischen
 Militzen Schutz gefunden.
 Das heißt, also das Land ist tatsächlich gar nicht mehr komplett
 vom mediterbe Herst.
 Es gibt da offensichtlich auch Zonen,
 wo so eine Untergrundregierung Schutz finden kann.
 Unsere Quellen haben quasi angeregt, dass der Westen doch diese Gruppen
 unterstützen sollte, dieses Untergrund Parlament unterstützen sollte.
 Einfach weil das doch noch eine ganz andere demokratische
 Digitimität aufheist als diese Armee.
 Aber wie gesagt, im Moment stehen die Zeichen einfach auf eine Verschärfung
 des Konfliktes und auf eine Verhärtung der Fronten.
 Es wird wohl tatsächlich zunächst mal dort auf einen Bürgerkrieg
 hinauslaufen.
 Ja, also das kann man schon noch dem Eindruck, den wir jetzt
 haben, sozusagen binden.
 Von außen wird keiner reingreifen, solange Russland und China
 dabei sein.
 Die Erfolgversprechendstenoptionen sind ein Keil, in diese Elite zu treiben,
 in denen man ihre Konteneinfriehe, die Familien unter Druck setzt.
 Und vielleicht Sanktionen verhängt.
 Und vor allen Dingen, das klingt immer so ein bisschen banal, aber eben
 Gesprächskanäle offen hält.
 Also so lange man irgendwie dort verhandeln kann und Gespräche führen kann,
 hat man eben vielleicht auch die Möglichkeit, irgendwie Einfluss zu nehmen.
 Also ich glaube, so unbefriedigen, dass häufig von außen ist,
 sind das erst mal die Möglichkeiten.
 Da vielleicht noch ein Verweißen, ein Leser hinweise,
 ich habe das in den Sack gepackten, interessantes Essay
 von Politikwissenschaftler und glaube ich, die lange ausführt,
 warum friedliche Protestbewegung in den letzten Jahren deutlich an Erfolg.
 Eingebüßt haben, also immer weniger erfolgreich geworden sind.
 Und ich musste so ein bisschen daran denken, weil das jetzt offenbar auch hier
 der Fall zu sein scheint, dass eine zunächst friedliche Bewegung sich bewaffnet
 und aufrüstet, weil sie eben mit ihren bisherigen Methoden
 nicht zum Ziel gelangt.
 Und das fand ich, passt dir ganz gut in diese Argumentation, verlinken wir euch
 in den Schonuts, könnt ihr euch mal angucken.
 Ja, und damit kommen wir jetzt unserem nächsten Thema.
 Ich zeige nämlich an unserem ersten Corona-Block, den wir mal überschrieben haben
 mit Zahlen und Fakten.
 Es gab zuletzt etwa 21.800 Neuinfektionen.
 Das bedeutet nur rund 1,5 Prozent mehr Fälle nach sieben Tagen.
 Ja, in der vergangenen Woche gab es ein wesentlich steileren Anstieg
 von plus 20 bis 30 Prozent pro Woche.
 Also da kann man sich nicht die Frage stellen, flach die Kurve jetzt schon ab,
 aber ich denke, das wäre zu früh.
 Oder davon jetzt auszugehen, dass jetzt mit einem mal das exponentielle Wachstum
 stoppt. Ja, das hat ja solche Sachen auch früher schon gegeben.
 In früheren Wellen, das ist dann mal kurzzeitig zurückging.
 Und dann doch wieder hoch kam es gehört nur halt zum Bild dazu,
 dass es momentan stand heute mit den neuen Zahlen erst mal zumindest
 ist eine Pause in Anabflache.
 Es gibt die Frage ist, ist das irgendwie von einem Tag Dauer?
 Oder ist das von lange Anhalten da Dauer?
 Das ist Spekulation.
 Aber nach allem, was wir wissen, durfte die dritte Welle erst mal weitergehen
 nach den wissenschaftlichen Prognosen.
 Die Impfungen mit dem Impfstoff von AstraZeneca wurden jetzt für alle Menschen
 unter 60 Jahren gestoppt.
 Hintergrund ist eine neue Entscheidung der so ein ständigen Impfkommission,
 also einem Wissenschaftler innen, Gremium,
 dass Empfehlungen zum Unger mit Impfstoffen gibt,
 wer sich waren, wie wo impfen lassen sollte.
 Hintergrund sind für diese Empfehlung wiederum 31 Meldungen
 von Blutgerinseln im Gehirn bei Menschen,
 die kürzlich mit dem Impfstoff von AstraZeneca geimpft worden sind.
 In Deutschland, Europa sind es noch ein paar mehr.
 Da kam es zu diesen sogenannten Sinus-Wenen-Trombosen.
 Seit Beginn der Impfung mit AstraZeneca im Februar 31
 solche Meldungen in 19 Fällen wurde dem zustängen,
 Paul Ehrlich in Zitut zusätzlich gemeldet,
 dass einen Mangel an Blutplättchen eine sogenannte Trombozytopenie vorlagt,
 das noch mal ein eigenes Krankheitsbild,
 wobei zwischen beiden sehr wahrscheinlich ein Zusammenhang besteht.
 Blutplättchen, die dann wiederum verklumpen
 des Blutgerinselbilden betroffen waren von diesen Nebenwirkungen
 oder mutmeißlichen Nebenwirkungen vor allem Frauen,
 bzw. unter 60-jährige Menschen.
 Neun Personen sind auch gestorben.
 Dazu muss man sagen, Philipp, es gibt aber nach wie vor
 Wiederstreiten der Empfehlung.
 Die Städne Geimpfkommission haben wir gesagt,
 empfiehlt nur den Impfstoff von AstraZeneca nur noch an Menschen unter 60
 zu verabreichen, die EU-Arzneimittelbehörde ehemater gegen den Impfstoff
 weiterhin ohne Einschränkung für alle Altersgruppen zugelassen.
 Es ist natürlich so ein bisschen die Frage, wie es denn,
 dass jetzt einzuschätzen auf der einen Seite ist.
 Es ist natürlich ein Rückschlag, keine Frage.
 Ein Impfstoff, der offensichtlich und ich denke,
 das muss man einfach sehen, seltene, sehr seltene,
 aber doch eben Nebenwirkungen haben.
 Kann, da muss man zumindest drauf hinweisen.
 Und da ist es schon auch nachvollziehbar,
 wenn man die Verabreichung einschränkt.
 Ja, also ich denke auch, auf der jetzigen Grundlage ist die Entscheidung
 richtig zu sagen, wir verimpfen diesen Impfstoff eben nur noch
 bei solchen Menschen, wo es zu den bekannten Nebenwirkungen
 bisher jedenfalls offenbar nicht kommt.
 Wir wissen ja, inzwischen, es gibt tatsächlich einen signifikant erhöhtes Risiko
 gerade bei jüngeren Menschen und darum insbesondere bei Frauen.
 Den dieser Bevölkerungsgruppe, denk ich,
 sind zwischen die Einschätzung gerechtfertigt zu sagen,
 dass das Risiko der Impfung höher ist als das Corona-Risekult.
 Allermeisten Menschen aus dieser Altersgruppe unter 60
 haben ja ein relativ geringes Risiko eines schweren Corona-Valaufs.
 Auf der Anseite gibt es eben diese Impfrisiken insofern.
 Macht das, denke ich, durchaus Sinn zu sagen,
 an diesen Impfstoff verimpfen wir einen Diebevirkungsgruppe ab 60,
 die nach allem, was wir bisher wissen, jedenfalls kein Risiko gefährlicher Nebenwirkung hat.
 Ob und wie das jetzt dazu führt, dass dann tatsächlich Impfdosen über sind,
 muss man sehen, aber irgendwie wird es vermutlich doch noch zu schaffen sein,
 dass man diese Impfdosen relativ kurzfristig an Menschen ab 60 verimpft.
 Das Problem ist bloß, dass ja die Gruppe 60 bis 70 in der Priogruppe 3 ist.
 Das heißt, die sind bis lang noch gar nicht eingeladen worden.
 Da zeigt sich jetzt wieder, dass die Impforganisation einfach nicht so richtig rund gelaufen ist in Deutschland,
 mit diesem doch sehr einseitigen setzen auf Terminvereinbarungen und Einladung.
 Genau, bevor wir dazu kommen, ist mein, glaube ich, ferraweise noch sagen,
 ja, das ist natürlich irgendwie ein Rückschlag.
 Auf der anderen Seite zeigt es aber auch,
 dass diese laufende Überwachung der Impfung durchaus funktioniert.
 Ja, denn diese ganzen Test, die nachvolle vorher gemacht wurden,
 waren eben Test und nur ist es halt Impfstoff, Einsatz im Real Life.
 Und da ist es ganz entscheidend, dass wenn das an Millionen und Aber-Million von Menschen
 geimpft wird, dass eben genau solche seltene Nebenwirkungen,
 die halt nur auftauchen, wenn man eben Millionen von Menschen impft,
 dass die dann eben auch registriert werden.
 Und da gibt es noch ein paar Fragezeichen, aber nach allem, was ich jetzt so gelesen habe,
 glaube ich, kann man schon sagen, dass die Belege, die in die Zien sich doch sehr stark
 helfen, dass es tatsächlich Nebenwirkungen dieses Impfstoff sind, die auftreten können,
 aber immer noch sehr selten auftauchen können.
 Und ich meine, das ist natürlich immer auch so eine Gesellschaft, die Frage unsfällt,
 es halt wahnsinnig schwer, dieses Risiko abzuschätzen.
 Ja, ich kenne Leute, die sind jubelnd am Freitag noch zum AstraZeneca-Impf-Termin gelaufen,
 und mitte 30 Jährige, weil die sagen, Hauptsache werde geimpft.
 Da muss man jetzt einfach mal abwarten, aber ich finde, dass im Prinzip okay, wie es gelaufen ist.
 Ich muss mal so sehen, insbesondere Ende, dass auch nichts daran, dass dieser Kurzzeitstopp
 für AstraZeneca trotzdem fehler war.
 Das haben wir ja in der Lage ausführlich diskutiert.
 Und dazu gab es auch noch eine ganz spannende Diskussion im Lagevorum unter Talk.Lagetanation.org.
 Ja, Stichwort Impfeorganisation.
 Ich habe sie eben schon kurz angedeutet.
 Der Fall AstraZeneca zeigt auch, jetzt gibt es Impfstoff ohne Ende für Menschen ab 60,
 aber viel zu wenig Einladungen an Menschen ab 60.
 Das heißt also dieses System, das in Deutschland die aller meisten Impfzentren,
 die aller meisten Landkreise und Kreisfreien Städte gewählt haben, Impfung nur mit Einladung.
 Das ist einfach und mit Terminvereinbarung ist einfach viel zu unflexibel.
 Wir hätten da auch auf Wartelisten setzen sollen.
 Wie gesagt, das Bundesgesundheitsministerium hat das schon erkannt,
 hat die entsprechende Impfverordnung Anfang mehr als geändert.
 Wir haben es in der Lage berichtet in der vergangenen Woche.
 Und da gibt es tatsächlich auch mal gute Nachrichten, apropos Wartelisten,
 ganz viele höhere und höhere Lage haben.
 Jetzt In den letzten Tagen bei den Verwaltung nachgefragt, was ist denn er los?
 Und man kann jetzt auch beobachten, es kommt tatsächlich, was in Bewegung.
 Wir haben ja eine Software vorgestellt, die Impfbrücke, die schon länger in Duisburg im Einsatz ist.
 Da gibt es jetzt eine ganze Reihe weiterer Städte und Landkreise, die auf die Impfbrücke setzen.
 Und es gibt wohl auch noch eine ganze Reihe weiterer Kommunen, die da übernachtigen,
 die die Impfbrücke testen.
 Und natürlich gibt es auch noch andere Softwarelösungen, die man da einsetzen kann.
 Kurz und gut, wir freuen uns, dass dieses Thema aus der Lage ganz offensichtlich angekommen ist,
 auch langsam aber sicher in den Verwaltung.
 Ja und das da noch noch prachtmatisch mitgegangen wird.
 Dass dieser Vorwurf, das passiert alles nicht, sondern die Verwaltung ist völlig verkostet und nicht in der Lage pragmatisch,
 schnell gute Entscheidungen zu treffen.
 Dass das im großen und ganzen zwar schon ein wichtiger Faktor ist,
 dass es aber durchaus auch Ausnahmen gibt von Kommunen, die das einfach schnell auf die Kette kriegen
 und wissen, wir können das hier nicht einfach aussitzen, sondern wir brauchen pragmatische Lösungen.
 Noch eine gute Nachricht ist, dass es, wohl so, ist das BayonTech der Impfstoff von BayonTech,
 bei Kindern sehr gut wirkt.
 Die ganzen Impfstoffe bisher, die waren ja alle nicht bei Kindern getestet worden
 und dementsprechend auch für Kinder nicht zugelassen.
 Diese Tests laufen jetzt und jetzt hat es wohl, wenn ich das richtig sehe, eine erste Studie geben.
 Ich glaube nicht, dass es schon andere gegeben hat.
 Die Nord Times hat darüber berichtet, wo das an über 2.000 Kindern untersucht worden war
 und dort scheint die Wirksamkeit 100 Prozent zu liegen.
 Also dass nur Kinder an Covid erkrankt sind, die nicht geimpft waren
 und die, die geimpft waren, eben überhaupt nicht erkrankt sind.
 Das ist noch eine relativ kleine Zahl von Probanden und auch noch eine erste Studie.
 Aber ich glaube, das kann man schon mal als sehr hoffnungsvolles indiz dafür werden,
 dass demnächst vielleicht auch Kinder mindestens mit BayonTech geimpft werden können.
 Und das wäre natürlich gerade im Hinblick auf Herdenimmunität ein gigantischer Schritt.
 Wenn Kinder, die wir wissen, ja, infiziert werden können und auch Virus weitergeben können,
 aber mit den bisherigen Impfstoffen gar nicht geimpft werden können,
 wenn die aus dieser ganzen Infektionskette jetzt auch noch rausgenommen werden können.
 Ja, das ist ein sehr gute Nachricht und deswegen sehr wichtig,
 weil sich inzwischen herausstellt, dass in der dritten Welle, die maßgeblicher getragen wird,
 von der sogenannten englischen Mutante, also dem Virus mit der Mutation B1 ein 7,
 dass da einfach sich sehr, sehr viele Kinder infizieren und das auch sehr, sehr viele Kinder krank werden.
 Die Inzidenz liegt bei Schulkindern in Frankreich inzwischen bei mehr als 800.
 Also mehr als 800 Kinder werden positiv getestet von 100.000 Menschen im Schnitt.
 Und das bei einer allgemeinen Inzidenz in Frankreich je nach Ecke zwischen 200 und 300.
 Das heißt, also Kinder sind weit überrepräsentiert in der dritten Welle in Frankreich.
 Das kann natürlich verschiedene Gründe haben.
 Es kann halt bedeuten, dass Kinder sich tatsächlich mehr infizieren mit dieser Virus-Variante.
 Es kann sein, dass Kinder bei dieser Virus-Variante kranker werden.
 So dass also Infektionen bei Kindern, die bislang einfach nicht aufgefallen sind, jetzt schneller erkannt werden.
 Es kann auch sein, dass einfach mehr getestet wird.
 Also ganz genau lässt sich das wahrscheinlich nicht auseinander rechnen.
 Aber was man einfach sagen muss, ist, wir bemerken jetzt einfach viel mehr Erkrankungen bei Kindern,
 weit mehr Erkrankungen als wir bei Erwachsenen sehen.
 Und das ist jedenfalls ein ganz deutliches Wahnsignal,
 dass man ganz bestimmt nicht mehr sagen kann, Schulen sein aus der Perspektive der Corona-Pandemie kein Problem mehr.
 Denn es ist ja jedenfalls ein sehr auffälliger Wert, wenn die Inzidenz gerade in der Gruppe von Menschen,
 die eben in die Schulen gehen, fast dreimal so hoch ist, wie in der allgemeinen Bevölkerung in Frankreich.
 Und dann stellt sich natürlich, wie immer hier in der Lage auch die Frage nach der Politik.
 Also wenn man sich so die Zahlen anguckt und das Geschehen bei den Impfungen,
 dann landet man irgendwann mal der Frage, ja, was macht jetzt die Politik damit?
 Da kann man nur festhalten, die dritte Welle rollt,
 trotz dieser leicht optimistisch stimmenden Zahlen von heute.
 Aber da muss man erst mal abwarten.
 Doch ich hab so ein bisschen das Gefühl, dass seit dieser Entschuldigung
 und der Rücknahme dieser Osterruhe und dem jetzt tatsächlich ran nahen den Oestern
 so eine Art Schockstare eingetreten ist.
 Also vor Oestern ist offensichtlich nichts mehr passiert. Wir haben jetzt Karfreitag.
 Und die Politik scheint so ein bisschen...
 Was ja nicht, abzuwarten.
 Also offensichtlich, die bisherigen Maßnahmen funktionieren nicht, glaube ich.
 Jedenfalls nicht genug nicht.
 Nicht genug, das kann man festhalten.
 Imfen, testen, Nachverfolgung, Kontaktredaktion reicht nach allem, was wir heute wissen, bis dato nicht.
 Und auch die Ministerpräsidentenkonferenz funktioniert so als...
 Forum, auch nicht mehr als Werkzeug, als politisches Werkzeug.
 Oder gar als Krisenstab.
 Wir hatten ja in einer vergangenen Woche schon berichtet,
 dass da aus dem Land Turing insbesondere kritisiert worden ist.
 Dass es eben gerade keinen durchgehenden Krisenstab gibt,
 also keine durchgehende Koordinationsrunde zwischen Bund und Ländern.
 Und wir haben da noch mal telefoniert mit Georg Meier.
 Das ist der Innenminister des Freistaats Turing.
 Und der hat sich ja für die...
 Die ging bei einem Telefon sehr deutlich geäußert.
 Ich war gerade im Keller, im Rumkram, am Aufram, da klingt das Telefon.
 Und dann ist ja, ja, ist Georg Meier, Innenminister in Turing.
 So, ja, okay, ja, sie hat einen Anfrage gestellt.
 Also es ging darum, gibt es wirklich keinen Krisenstab?
 Vor die Frage, die wir uns ja letztes Mal gestellt haben und er sagt, nee,
 es gibt natürlich leichte Koordinations zwischen den Staatskanzlerin der Länder
 und dem Bundeskanzleramt.
 Aber das ist eher so kurz vor der Vorbereitung auf so eine MPK oder einmal in der Woche.
 Aber ein richtigen Krisenstab mit mehreren Experten, Experten,
 der jeden Tag zusammen hockt, 10 Stunden lang, sichtet, sammelt,
 bewertet, durchrechnet, das gibt's nichts.
 Und vor allem sowas finnige Wisse Arbeitskontinuität.
 Dass man eben nicht nur, quasi spontan,
 wenn grad mal wieder eine MPK-Runde auf der Agenda steht,
 mal kurz irgendwie eine Telefonkonferenz macht,
 sondern dass man einfach kontinuierlich Tag für Tag miteinander spricht.
 Denn das hat ja auch zufolge, dass es dann einfach quasi einen Gesprächskontakt gibt.
 Dann gibt es irgendwann eine Vertrauensatmosphäre,
 dann arbeitet man irgendwann schnell und effektiv zusammen.
 Und dann kann man möglicherweise auch parallel zu der Ministerpräsident
 in den Runde dann schnell mal rücksprach erhalten.
 Das gibt es alles nicht nur eine lockere Koordination
 und auch vor allem zu diesen Terminen.
 Und das culminiert dann in dem Statement von Herrn Meier für die...
 Bin frustriert, sagt er, wenn ich mir angucke, was in der MPK abgeht.
 Das geht uns allen so.
 Und mu ist die Frage, wenn das denn alles so ist,
 die MPK nicht funktioniert, die Maßnahmen offensichtlich nicht ausreichen.
 Was machen wir denn jetzt? Was ist denn Stand der Dinge, was nur?
 Da muss man sagen, in der Politik gibt es einfach ein großes Team,
 das im Grunde nach dem Motto agiert.
 Was interessiert mich mein Geräte von gestern, wird schon irgendwie gut gehen.
 Oder auch etwas knackiger formuliert Notbremse bei "Ess".
 Anders kann man das nicht verstehen, was Berlin-Sregier in der Bürgermeister Michael Müller
 vor kurzem sagte, "Zitat, ich glaube, dass es kann gangbarer Weg ist,
 jetzt wieder alles zurückzudrehen, was wir uns in den letzten Wochen an Möglichkeiten
 und Freiheiten erkämpft haben."
 Ja. Und da muss man natürlich ganz ehrlich sagen,
 dass Virus verhandelt nicht.
 Da kann man jetzt nicht sagen, wir waren aber drei Wochen brav oder auch drei Monate brav.
 Jetzt hätte ich gerne einen Bombon.
 So funktioniert es nicht.
 Lieber Herr, herregierende Bürgermeister.
 Das ist letztendend einfach ein Narrativ, eine Formulierung,
 die man psychologisch verstehen kann.
 Natürlich haben wir alle fiddelt und nicht eingeschossen,
 ein dringendes Bedürfnis nach Normalität.
 Und andere Menschen sind sicherlich noch wesentlich härter Betroffen
 von der Pandemie als wir beiden.
 Aber das funktioniert eben einfach so nicht.
 Es geht hier nicht um Verdienen und Erkämpfen,
 es geht einfach darum, wie kriegt man die Inzidenzen nach unten
 und das wird einfach nicht funktionieren,
 wenn man keine einen Schneide nassenergist.
 Und Kapitän dieses Teams ist Amin Laschet, Ministerpräsident in NRW-Nordreinwistfalen,
 der auch in meinen Augen nach diesem Prinzip Hoffnung arbeitet,
 der jetzt noch Modellregionen einführen lassen wollte
 und da herstellt die Divise testen und hoffen, das Impfen und Testen
 und der Sommer es irgendwie schon richten werden.
 Also da war dann immer Tübing, ein so eine Modellstaat,
 wo dann eben getestet wird, getestet wird und du nur mit Testen irgendwo reinkommt
 und auch da steigen jetzt aber die Inzidenzen.
 Und das ist, glaube ich, mittlerweile auch wissenschaftlich Konsens,
 das Testen und Impfen und vor allen Dingen der Sommer alleine es nicht richten werden.
 Nein, also natürlich werden es die Impfung hoffentlich irgendwann mal richten,
 wenn man tatsächlich es geschafft haben wird,
 einen Anrecht des Impfen 60 oder 80 Prozent der Menschen geimpft zu haben
 in diesem Lande, aber jedenfalls die round about 10 Prozent,
 die auch die wenigstens die erste Impfung bekommen haben,
 die reichen natürlich bei weitem noch nicht aus,
 damit die Impfung einen nennenswerten Beitrag leisten können,
 jetzt schon zur Bekämpfung der Pandemie.
 Insofern diese Idee mit Testen irgendwie was öffnen zu wollen,
 ist wie gesagt psychologisch verständlich,
 aber aus einer epidemiologischen Sicht.
 Keine wahnsinnig gute Idee, aber wir möchten trotzdem noch auf einen positives Beispiel verweisen,
 was das Testen angeht.
 Wir waren ja auch sehr skeptisch, was die Effizienz von schnelltesten Schulen angeht,
 insbesondere dann, wenn man die Kinder da irgendwie selber sich in der Nase rumbrocken lässt.
 Da haben wir ja mal gebeten, uns im Lagevorm zu schädern,
 wie man so was richtig machen kann.
 Und das haben ganz erfreulicherweise auch viele Menschen getan.
 Es gibt also bei uns im Forum einen Abschnitt,
 den wir jetzt auch an den Shownutz verlinkt haben,
 wo Menschen berichten, wie an ihrer Schule schnelltest organisiert sind
 und wie die gut funktionieren, insbesondere so,
 dass die Testzentere aussagekräftig sind,
 dass die infizierten Kinder auch wirklich gefunden werden.
 Und auf der anderen Seite natürlich die infizierten Kinder nicht traumatisiert werden,
 bloß gestellt werden und so.
 Wie gesagt, ließ euch das doch mal durch, wenn ihr an Schulen tätig seid?
 Es gibt schöne Beispiele, wie man schnelltesteffizient organisieren kann,
 damit die tatsächlich einen Beitrag dazu leisten können,
 die Infektion zurückzudrängen.
 Das Problem ist aber, und da kommt ein Team Wissenschaft ins Spiel,
 das Problem ist aber, dass es von all diesen Werkzeugen eben auch immer noch nicht genug gibt.
 Es gibt eben noch nicht genug Tests,
 und es gibt eben noch nicht genug Impfung.
 Wir haben von all diesen Werkzeugen ein paar im Kasten liegen,
 aber sie sind nicht so weiterentwickelt worden,
 dass sie jetzt wirklich, wie das sich manchmal in den Ofen eingesetzt werden können,
 um diese Welle in den Griff zu kriegen.
 Und das hat auch Christian Drossen geäußert im Corona-Update-Podcast des NDR
 und er sagt, da halt, weil wir diese Instrumente jetzt nicht haben
 und mitten in der dritten Welle sind,
 brauchen wir ein anderes traditionelles Hölzerneswerk zu euch.
 Also der Holzhammer, der Lockdown,
 weil wir einfach sehr viel irreführende Debatten hatten in der Öffentlichkeit,
 weil wir eine schier undurchdringliche Bürokratie haben in der Umsetzung von Maßnahmen,
 auch zum Teil eine Störigkeit vielleicht von regulativen Strukturen,
 die eigentlich nicht anerkannt haben, dass diese Pandemie eine Sondersituation ist.
 Und leider auch eine...
 Ja, eine Fehlverwendung von wissenschaftlichen Argumenten in der politischen Debatte,
 die fast in den Bereich von Wissenschaftsleugnung geht.
 Und alles das hat dazu geführt,
 dass die Zeit, die sowieso schon knapp war,
 gegenüber diesem Virus, eigentlich verschwendet wurde, um bestimmte Maßnahmen zu verbessern,
 um besser zu reagieren, gezielter zu reagieren, in der Infektionskontrolle.
 Also, weil wir eben diese Maßnahmen nicht entwickelt und erprobt haben,
 sodass uns praktisch nur noch der Holzhammer bleibt.
 Also ich glaube, es wird nicht ohne einen neuen Lockdown geben,
 um diese Dynamik, die jetzt ohne jeden Zweifel sich eingestellt hat, noch einmal zu verzögern.
 Und ich bin mir aber nicht ganz sicher, ob das letztendlich gewählt wird, dieses Instrument.
 Und jetzt stemme sich natürlich die Frage, wie konnte das nur passieren?
 Dass tatsächlich so wenig Maßnahmen ergriffen worden sind, also so wenig vorbereitende Maßnahmen,
 aber eben auch so relativ wenig oder jedenfalls nicht genug Maßnahmen zur Kontaktbeschränkung.
 Und das gegen eine klare Mehrheit der Bevölkerung,
 darüber haben wir schon berichtet, es gab nie eine Mehrheit für Mehrlockerungen.
 Und es gibt sie insbesondere momentan nicht.
 Wie konnte das also passieren, dass hier die Politik doch so weit gegen jedenfalls die Mehrheitsmein
 und die breite Mehrheit in der Bevölkerung entschieden hat?
 Ja, und hier ein Hinweis darauf, gibt ein Moment aus dem zweiten deutschen Fernsehen dieser Woche,
 nämlich ein Ausschnitt aus der Diskussionsveranstaltung bei Markus Lanz.
 Da haben nämlich eine Reihe mächtiger Männer auf sehr, sehr deutlicher Worte der Expertenprofessor Melanie Brinkmann
 in der Sendung von Markus Lanz sehr interessanter reagiert.
 Ja, in der Runde saß das muss man wissen, Lanz, die kommen jetzt aus alle zu Word.
 Lanz, Wolfgang Kubicki von der FDP und Sachsumsministerpräsident Michael Kretschmann.
 Und eben Prof. Melanie Brinkmann, Virologen, Noko Wittexperten, die noch mal in der Runde saß
 und eben ihre Tese vorgebracht hat.
 Und an der Reaktion der Männer, glaube ich, kann man einige Probleme ablesen, hier mal der kurze Ausschnitt.
 Und dann stehen wir wieder da.
 Ich möchte aus diesem Dauerlock doch ...
 Und da muss aber auch ein Commitment sein, wirklich ein klare Bekenntnis.
 Und auch ein klare Verständnis.
 Es bringt doch nichts.
 Also ein Hochgehen zu lassen.
 Es entgleitet uns wieder.
 Und dann stehen wir wieder da.
 Ich möchte aus diesem Dauerlockdown rauskommen.
 Wollen wir eigentlich alle.
 Jetzt müssen wir mal kurz reden.
 Wie machen wir das?
 Bestimmt nicht, indem wir die Mastenpflicht aufheben, wenn wir irgendwo eine 35er-Institence erreicht haben.
 Das ist echt so kurz gedacht.
 Wir haben es mit neuen Varianten zu tun.
 Es ist diese. - Aber ich rede jetzt.
 Wir rücken werden auch ständig.
 Überrascht.
 Ich kann mal kurz rausgehen.
 Wir haben die so in der Zeit, wenn wir wieder rauchen müssen.
 Ja, das befürchtet schon mal.
 Das hat mich also konzentriert.
 Nein. - Nein.
 Aber Varianten. - Aber.
 Wir haben es mit neuen Varianten zu tun.
 Und das muss man der Bevölkerung.
 Und das ist ihr Job.
 Ich muss forschen, ich muss andere Sachen machen.
 Sie als Politiker müssen das klar kommunizieren.
 Wir haben einen Riesen. - Jetzt zieh ich nicht auch noch von nichts.
 Wir müssen klar kommunizieren.
 Das ist ein linkes Gedanke. - Letzt sich neue Dinge einfallen.
 Wir haben es mit einem neuen Virus zu tun.
 Wir müssen von mir aus.
 Und das versteht dann doch auch jeder.
 Ich meine klar, das ist nur ein Ausschnitt.
 Aber es ist doch ein bisschen symbol für das Problem.
 Da ist eine Wissenschaftlerin, die versucht, ihren Punkt zu machen.
 Und wird ständig unterbrochen.
 Und es wird permanent versucht, abzulenken.
 Und das, was sie sagt, ist am Ende nicht mehr groß von Interesse,
 sondern die Männer sitzen da im Sessel und lachen.
 Anders kann man sich sagen, Kubiki und Lands versuchen,
 die einzige echte Experten in der Rode zum Schweigen zu bringen.
 Da kann man natürlich die Fragen stellen.
 Ist das ein Mann-Frau-Thema, das auf Twitter diskutiert.
 Da wollen wir nicht tief einsteigen, ob das so ist oder nicht.
 Das entscheidende ist aus meiner Sicht, dass jedenfalls die Expertin,
 die einzige Person in der Runde, die wirklich die Fakten auf dem Zettel
 hat, die das wirklich einschätzen kann,
 dass die systematisch versucht wird, zum Schweigen zu bringen.
 Oder nicht ernst genommen wird.
 Weißt du, statt zu sagen, dann hören wir uns die Argumente an.
 Man geht aus diesem Schnitt raus und denkt, so,
 irgendwie interessiert das da kein.
 Das ist das Problem.
 Und diese Haltung, diese Skepsis,
 bis dieses Desinteresse gegenüber der Wissenschaft hat uns hierhergebracht,
 dass wir jetzt in der Pandemie schon wieder vor dem exponentiellen Anstieg stehen,
 schon wieder nicht so richtig wissen, was wir tun sollen.
 Aber immerhin eins ist mir wieder um positiv aufgefallen,
 der Ministerpräsident Michael Kretschmer aus Sachsen,
 der nämlich Frau Brinkmann, ausdrücklich den Rücken stärkte,
 die man ja sagt, lassen sie sich nicht aus dem Konzept bringen.
 Also mit einer Worten, es gibt immerhin einen Mann in der Runde,
 der sieht, wer hier in diesem Setting was zu sagen hatte.
 Und die zweite Antwort auf die Frage,
 wir sind wir hierher gekommen.
 Das war eine, die wir in meinen Augen hier so ein bisschen unterbelichtet haben
 und bisher nicht so richtig beachtet haben,
 dass es die Frage nach dem Lobbyismus.
 Wir haben ja letzten Mal vor zwei Sendungen,
 war es, glaube ich, da lange darüber geredet, was sind die Faktoren?
 Und dieses Ding haben wir ehrlich gesagt unter Tischwollen lassen
 und ich glaube völlig vergessen,
 dass einfach die Wirtschaft extrem Druck gemacht hat.
 Einige Verbände, einige Interessengruppen extrem Druck gemacht haben,
 dass die Lage jetzt so läuft, wie sie läuft.
 Und wir nehmen das ja noch mal auf, weil das ZDF
 darüber einen viel diskutierten Beitrag zumindest online veröffentlicht hat.
 Und da werden zuerst zur Schlagzeilen vorgebracht.
 Die Lockerung jetzt tittete mal die Welt am 10. Februar,
 die Bildseitung, kritisierte die Panikmache,
 die durch die Mutation geschuert werde, angeblich.
 Und FDP Chef Christian Lindner fand erste Lockerungsschritte,
 während möglich. Genau. Und das interessante ist,
 dass es gerade die Wirtschaftsneinstimmen sind,
 die so massiv getrommelt haben für Lockerung.
 Das ist eben nicht irgendjemand gewesen.
 So dann sind die rechtskonservativen Zeitungen gewesen.
 Wir haben jetzt zwei Beispiele aus dem Axel-Springer verlagt zitiert,
 die eben traditionell auf der Seite konservativer
 und Wirtschaftsinteressen stehen.
 Und eben Christian Lindner ist der Gedritte in diesem Kor.
 Und alle drei trommeln für mehr Lockerung.
 Und da muss man einfach sagen, dieser versucht,
 die öffentliche Meinung zu beeinflussen.
 Insofern, jedenfalls Matthias Jung von der Forschungsgruppe Wahlen im ZTF
 sei ganz gezielt auf Lobbyarbeit aus der Wirtschaft zurückzuführen.
 Er wird zitiert mit den Worten,
 Verbände waren präsent in den Medien.
 Sie hatten ein Interesse an Lockerungen.
 Und Jung spricht von organisierten Interessen,
 die öffentlich unterwegs gewesen sein.
 Der Druck auf die Politik sei immens gewesen.
 Dabei habe es nie eine Mehrheit für Lockerung gegeben.
 Sagt Matthias Jung von der Forschungsgruppe Wahlen,
 eine Meinungsforschungsinstitut.
 Und deswegen ist auch so interessant,
 wer wir uns ja auch in der Lage immer mal wieder gefragt haben,
 "Nah, wie so handelt denn die Politik so offenkundig gegen die Interessen
 einer Mehrheitsmahnen?"
 Oder gegen die Wünsche einer Mehrheitsmahnen in der Bevölkerung?
 Da muss man einfach sagen, die Politik guckt natürlich auf Meinungsumfragen.
 Aber die Politik steht auch unter dem ständigen Trommelfeuer
 von Lobbyinteressen da gerinnen,
 anverständlich irgendwelche Lobbyvertreter
 in den Menschen, die in der Politikentscheidung treffen,
 die Bude ein und versuchen, die Ansichten ihrer Auftraggeberin,
 und Auftraggeberin da irgendwie zur Geltung zu bringen.
 Und diese Einschätzung teilt auch der Politikwissenschafttag Karl Rudolf Korte,
 der, sagt nämlich Zitat, wer laut ist, setzt sich durch.
 Und das sei gut organisierten Interessen von Anfang an, sehr gut gelungen.
 Und das finde ich, kann man an diesem Beispiel einfach sehr schön sehen,
 dass einfach partikular Interessen einer Vergleichsweise,
 kleinen Gruppe sich sogar gegen immer einer Mehrheitsmahnen in der Bevölkerung durchsetzt.
 Ja, und wahrscheinlich ist es sogar in diesem Fall noch ein bisschen einfacher,
 weil du natürlich auf der Bundesebene Druck machen kannst,
 aber dadurch, dass die Ministerpräsidenten und Ministerpräsidenten
 so großen Einfluss haben in diesem ganzen Prozess,
 ist es natürlich auch gut, aus Sicht der Wirtschaft,
 möglich auf Landesäbene einzufirken.
 Und wenn du dann als Landesunternehmen sagst,
 ihr müsst das so und so machen, hast du natürlich noch mal einen anderen Hebel
 als ein Lobbyverband in Berlin.
 Nicht, dass da eine mächtiger wäre als der andere,
 aber das sind einfach zusätzliche Hebel,
 die die Wirtschaft im Bewegung setzen kann,
 wenn ein Unternehmen aus NRW zum Ministerpräsidenten geht und sagt, mach mal hier,
 sonst haben wir hier im Landprobleme,
 als wenn ein Lobbyverband in Berlin zu einer Mysterium geht.
 Das hat auch Einfluss, aber es ist halt noch mal ein anderer Hebel.
 Und mir scheint, dass ein wichtiger Faktor zu sein, dieser Musee.
 Find ich ehrlich gesagt eine sehr plausible Erklärung dafür,
 warum sich selbst deutliche Mehrheiten in der Bevölkerung teilweise so wenig umsetzen
 in Tagespolitik, gerade in Nordrhein-Westfalen,
 die Verflächungen der gegenwärtigen schwarz-gelben Landsegerum
 mit Wirtschaftsinteressen besonders deutlich.
 Denken wir an den Wald, der da abgeholzt wird,
 für die Braunkohle, ne mit brutalsten Mitteln,
 da wurde externoch das Polizeigesetz verschärft,
 damit man möglichst effizient gegen Menschen vorgehen kann,
 die da sich dort für Umweltinteressen einsetzen.
 Also das ist schon einfach sehr deutlich, wie eng da Politik
 und bestimmte Wirtschaftskreise verquickt sind.
 Und insgesamt finde ich,
 finde ich, es ist einfach ein weilteres Kapitel,
 dieser Neverending Story des Lobbyismus.
 Man sieht, finde ich an diesem Beispiel aus sehr schönes Lobbyismus,
 was man zu führen kann,
 und das einfach partikularinteressen politische Entscheidungsfindung dominieren.
 Ja, eine Ausnahme gilt dann, wenn wirklich alle Interessen
 Lobbyarbeit machen können, wenn also einfach verschiedenste Gruppen
 in der Gesellschaft ihre Meinung über Lobbyarbeit
 irgendwie zur Geltung bringen können,
 dann mag das unter dem Strichhilfreich sein.
 Aber das Programm ist halt in diesem Fall
 und auch in vielen, vielen anderen Fällen.
 Wer macht eigentlich Lobbyarbeit für das Gemeinwohl?
 Eigentlich soll es ja so sein,
 dass die Gewähltenvertreterinnen und Vertreter des Volkes
 oder Metariäinnen, ja,
 dass die das Gemeinwohl im Blick haben.
 Aber wenn die natürlich die ganze Zeit aus einer bestimmten politischen Richtung bestrahlt werden
 und immer gesagt wird, öffnen, öffnen, öffnen,
 dann kann das Gemeinwohl,
 ja, inzidenzen runter.
 Gesundheitsschutz, einfach so ein bisschen aus dem Blick geraten.
 Und insofern finde ich,
 auf der einen Seite sehr traurig,
 aber auf der anderen Seite leider sehr plausibel,
 wie es mutmeßlich wohl gelaufen ist.
 Ja, zumal offensichtlich die Wirtschaft,
 nun der Bereich ist in unserer Gesellschaft,
 der bisher sehr verschont wurde,
 Gastro-Private und so,
 wurden sehr, sehr stark eingeschränkt.
 Wirtschaftsbereich,
 Montage, Büro.
 Ich weiß, wie dann euch in so einen Büro reingelatzt.
 10 Leute auf dem Hof, ein Kanatrikmaske.
 Ja, klar. Oder auf Bekucken auf Baustellen.
 Genau, also, ich hab nebenan neben meinem Gebäude wird gerade gebaut.
 Dieser Lobbyfaktor, der ist, glaub ich, einer, den wir bisher nicht gebührend gewürdig haben.
 So, das war also die Situation.
 Und dann sagt man sich natürlich,
 okay, der Karren ist ein Dreck, nicht so richtig funktioniert was,
 der eine will da, der andere will da.
 Keiner weiß so richtig, wo es hingeht.
 Und dann kommt Angela Merkel zur eine will eine Stunde Interview
 und denkt man, neja, dann wird sie da doch wohl einen Plan präsentieren,
 wie es jetzt weitergeht.
 Das hat sie nicht getan.
 Das nachdenken sei noch nicht beendet.
 Da würde ich schon vom Stuhl gefallen.
 So, gerade so als hätten wir ja alle noch richtig viel Zeit genommen.
 Aber trotzdem war es ein sehr denkwürdiges Interview,
 denn ich denke schon, das Angela Merkel,
 obwohl sie eben noch kein Masterplan vorgelegt hat,
 doch einen sehr klaren Plan im Hinterkompatte.
 Zum einen hat sie sich nämlich sehr deutlich für mehr Flexibilität
 bei den Impfungen ausgesprochen.
 Also das fand ich für ihre Verhältnisse schon bemerkbar deutlich,
 weil sie gesagt hat, ja, nur allein deutscher Perfektionismus wird
 und nicht weiterführen.
 Wir brauchen hier mehr Flexibilität.
 Das war ein Pädoyer für Wartelisten von Angela Merkel.
 Fand ich großartig natürlich.
 Auf der anderen Seite, aber hat sie auch sehr deutlich gemacht,
 dass sie sich von den Ländern deutlich mehr beschränkungen wünscht.
 Sie war es ganz offensichtlich sehr unglücklich,
 gewesen, mit der Art und Weise, wie in den Ländern
 diese grundsätzliche, konzlicher längst beschlossene Notbremse umgesetzt worden,
 ist sie sagt, ein Ausdrück nicht, was da läuft, macht mich nicht glücklich.
 Und Angela Merkel hat zugleich sehr deutlich damit gedroht,
 dass sie Kompetenzen, die ja zurzeit bei den Ländern liegen,
 wieder auf die Bundesebene zurückholen könnte.
 Eine Möglichkeit ist dann eben auch,
 das Infektionsschutzgesetz nochmal anzupacken.
 Und ganz speziell zu sagen, was muss in welchem Fall geschehen.
 Wir sind verpflichtet, quage setzt,
 das Infektionsgeschehen einzudämmen.
 Und im Augenblick ist die Eindämmung nicht da.
 Und das bringt uns zur Frage, was denn der Bund eigentlich tun kann.
 Wir hatten das ja auch mal hier skizziert, so ein bisschen angerissen,
 noch so als Idee letzte Woche, noch nicht richtig zu Ende recherchiert
 und juristisch auch noch nicht richtig bewertet.
 Nun hat also Merkel diese Idee ins ganz große Scheinwerferlicht gestellt.
 Horst Seehofer hat sich in der Südeutschen auch noch mal zu Wort gemeldet,
 der Innenminister und gesagt, der Bund müssen jetzt mehr Regeln hier,
 die Türensinminister mit dem ich da mal im Keller telefoniert habe,
 der sagte auch, also ja, er sei zwar nicht für mehr Zentralismus,
 stichwort Frankreich, hat auch riesen Probleme, also Zentralismus,
 sei nicht die Lösung, was soll ein Innenminister,
 ein deutschen Bundesland, das anderes auch sagen.
 Aber er geht schon, auch davon außerhalblichen zumindest verstanden,
 dass der Bund jetzt im Kampf gegen Corona doch mehr die Zügel in die Hand nehmen wird
 und mehr die Regie übernehmen wird.
 Er sagte sowas wie Merkel, er habe da wohl schon ein recht guten Plan.
 Ja, und jetzt wollen wir, dass wir gesagt, ein bisschen rechtlich analysieren,
 was der Bund in eigentlich tun kann.
 Und dazu müssen wir erstmal ein wenig differenzieren.
 Und zwar die Verwaltungskompetenz und die Gesetzgebungskompetenz
 auseinanderhalten. Denn das ist tatsächlich zweierlich.
 Und da sind die Zuständigkeiten auch sehr unterschiedlich geregelt.
 Also Verwaltungskompetenz bedeutet, egal wer die Gesetze erlässt,
 Ausführung machen, fast immer und fast komplett die Länder.
 Das ist in der, also nicht mal mehrheit, sondern es ist fast außenamt.
 Es gibt ein paar Ausnahmen, aber in einem Grunde erlässter Bund ganz viele Gesetze
 und Umsätzen und Außhöhnen müssen sie die Länder.
 Genau, es gibt ja natürlich auch Bundesäbene sehr eine sehr große Exekutive,
 die ganzen Bundesministerien, aber so die ganz konkrete Umsetzung,
 auch der allererlamaisen Bundesgesetze erledigen dann doch letztlich die Länder.
 Der Bund hat nur wenig Exekutive, wo unmittelbar Gesetze ausgeführt werden,
 stängen wir an die Bundeswehr, den soll die Bundespolizei.
 Aber das allererlamaisste machen tatsächlich die Länder,
 dass es auch eine Lehre aus der Zeit des Nationalsozialismus,
 wenn also der Zentralstadt relativ wenig, wenn man so will, arme hat,
 mit denen er direkt durchregieren kann.
 Und dann ist es einfach wesentlich schwerer,
 möglichst so etwas für eine Diktatur zu errichten.
 Also, egal was der Bund beschließt, ausführen müssen,
 es fast immer die Länder und das bedeutet im Kontext des Infektionsschutzes,
 die Gesundheitsämter und die Polizei, die ja eben die Infektionsschutzmaßen
 am Durchsetzen müssen.
 Das sind, sind Behörden der Länder.
 Also, von Mechanismus, so wie Merkel das vorschlägt,
 durchaus, völliger Alltag, der Bund kann ein Gesetz ändern
 und die Länder müssen es ausführen.
 Dann kommen jetzt zur Gesetzgebungskompetenz.
 Das machen bei die Fault.
 Auch die Länder, aber der Bund hat natürlich schon viele Kompetenzen.
 Das ist im Artikel 72 Fortfolgende des Grundgesetzes geregelt.
 Und die Gesetzgebung für den Infektionsschutz
 ist eine solche sogenannte konkurrierende Kompetenz des Bundes,
 wobei, wie gesagt, wir sind hier im Bereich der Gesetzgebung nicht mehr bei da ausführen.
 Und weil das so ist, weil der Bund, also die konkurrierende,
 der Gesetzgebung hat für den Infektionsschutz.
 Deswegen haben wir ein Bundesinfektionsschutzgesetz.
 Und jetzt stellt sich natürlich die Frage, warum, wenn das doch ein Bundesinfektionsschutzgesetz ist,
 wie so kommen dann die Corona-Verordnung von den Ländern?
 Ja, kleine Wiederholung.
 Es gibt diese Ministerpräsident in den Runde, von der ja auch in der Lage schon auf die Rede war,
 die ist aber formal, eigentlich kein Gesetzgebungsgremio.
 Mehr die hat formal, überhaupt keine Macht, da werden letztlich nur informelle Absprachen getroffen
 und rechtlich bindend werden die Corona-Verordnung dadurch,
 dass sie alle 16 Bundesländer auf der Grundlage dieser MPK beschlüsse,
 dann jeweils landeseigene Corona-Verordnung erlassen.
 Und da stellt sich, wie gesagt, die Frage, wenn doch der Bund die Gesetzgebungskompetenz hat,
 wenn doch der Bund das Infektionsschutzgesetz erlassen hat,
 warum sind es dann Corona-Verordnung aus den Ländern?
 Ganz einfach.
 Die Lösung findet sich in § 32 des Infektionsschutzgesetzes.
 Dort nämlich hat der Bund die Kompetenz für den Erlass von Corona-Verordnung
 auf die Länder übertragen.
 Also der Bund hat das Gesetz gemacht.
 Da steht ganz viele Regeln drin, über die wir auch schon viel gesprochen haben.
 Aber die Verordnungen zur Umsetzung, die kommen jeweils von den Ländern.
 Und jetzt stellt sich natürlich die Frage, was kann der Bund jetzt tun?
 Der kann das machen, was Merkel ja auch schon angekündigt oder angedeutet hat.
 Vielmehr sehr der Bund kann das Bundesinfektionsschutzgesetz ändern.
 Die Kompetenz haben wir gesagt, hat er und darüber denkt Merkel ja auch nach.
 Und er kann, dass jetzt im Prinzip würde ich denken, nach zwei Optionen,
 die erste Option wäre,
 die rekte an die Corona-Maßnahmen in dieses Infektionsschutzgesetz rein schreiben.
 Das hat er zum Teil schon gemacht mit dieser Inzidenz von 30 und 50.
 Und dann sollen bestimmte Maßnahmen ab 50 gelben.
 Aber er könnte noch viel, viel konkreter werden.
 Er könnte sagen, wann Sport zulässig ist, wann Gaststätten aufmachen und zu.
 Und wann oben er und wann, irgendwelche Quoten im öffentlichen Nachverkehr angestreb werden müssen.
 Und und und.
 Diese ganzen Maßnahmen, die alle bisher in Verordnung auf Länder eben ne geregelt sind,
 könnte er theoretisch da reinschreiben.
 Das wäre die erste Option.
 Die zweite Option wäre, dass er diesen § 223
 sich das Infektionsschutzgesetz ändert, wo bislang eben drin steht,
 Corona-Verordnung können die Länder erlassen.
 Da könnte er natürlich einfach reinschreiben,
 dass der Bund das selber machen kann.
 Dann könnten statt 16 Länder-Verordnung
 in Zukunft einheitliche Anti-Corona-Verordnung auf Bundesebene ergehen.
 Und jetzt stellt sich die Frage, welche dieser beiden Optionen ist,
 die pragmatischer oder die wirksame.
 Diese Option eins von der Philipp gerade gesprochen hat, ja,
 also direkt Corona-Maßnahmen ins Gesetz schreiben,
 hätte natürlich den großen Vorteil,
 dass die Maßnahmen dann eben direkt vom Bundestag beschlossen werden würden.
 Damit hätten sie eine relativ hohe Legitimität,
 denn das ist ja auch eine häufig geäußerte Kritik,
 dass der Bundestag in dieser ganzen Anti-Corona-Politik
 eine viel zu geringe Rondespielter gibt's gelegentlich
 mal Regierungserklärungen in aktueller Stunden.
 Und der Bundestag hat natürlich auch die bisherigen Grundlagen
 für Verordnung, Infektionsschutzgesetz beschlossen.
 Aber die einzelnen Corona-Maßnahmen,
 die sind eben tatsächlich vom Bundestag nie so wirklich diskutiert worden,
 nur als Werkzeugkasten, ja, stichwort 28 A,
 aber die Einzelmaßnahmen eben nicht.
 Und sofern, das würde sich natürlich besseren,
 wenn der Bundestag tatsächlich einzelne Maßnahmen beschließen würde.
 Das Problem, das ist, glaube ich, aber auch ziemlich groß,
 es wäre sehr unflexibel und langsam.
 Wenn bei jeder Maßnahme sich der Bundestag zusammenfinden müsste,
 um dieses Gesetz zu ändern,
 mit allen Ersterlesungsweite-lesungen und so weiter und so fort,
 das würde die Reaktionsgeschwindigkeit noch weiter verlangsamen,
 als es ohnehin der Fall ist.
 Ich glaube, das klingt mir nicht nach dem Königsweg,
 wie gesagt, legitimität ja, aber das wäre dann doch zu komplex.
 Und am Ende würde dann tatsächlich noch Corona-Maßnahmen total zerredet.
 Im Bundestag, wieso lang passiert das ja schon auf Länder?
 Das klingt mir nicht so wahnsinnig reizvoll.
 Spannender ist deswegen eigentlich schon die Option Nummer zwei.
 Wo nach das Gesetz so geändert wird, dass der Bund eine bundeseinheitliche Verordnung
 erlässt. Und da muss man eben die Gesetz mit dem ganzen Prozederer,
 was da dringend nur einmal anfassen und dann geht alles weitere per Verordnung.
 Und diese Verordnung kann eben flexibel angepasst werden.
 Vor allen Dingen muss dann nicht jedes Mal der Bundestag darüber debattieren,
 sondern das kann das zuständige Ministerium, der Minister einfach machen.
 Da setze sich hin, ändert die Verordnung, Unterschrift, Zack und dann gilt die am nächsten Tag.
 Das geht ja durch deutlich schneller als ein Gesetz.
 Der Nachteil des ganzen Wäger, natürlich, dass wiederum jede Verordnung auch durch den Bundesrat
 beschlossen werden müsste.
 Das heißt, also dann könnte nicht jens Spahn alleine durchregieren.
 Ah, okay.
 Ja, ja.
 So dann diese Verordnung müssten dann jeweils noch vom Bundesrat beschlossen werden.
 Also da gäbe es ein Erfordernisse einer Zustimmung durch den Bundesrat.
 Wo hat das bei dem Gesetz auch jedes Mal der Fall, wenn du das Infektionsschirm hast?
 Das ist sehr komplex, wann diese Gesetze zustimmungspflichtig sind.
 Das hängt so ein bisschen davon ab, inwieweit ein Verwaltungszuständigkeit in der Länder.
 Das ist ja ein wenig der günstige Weg, weil schon der Weg durch den Bundestag ist viel zu langsam.
 Genau.
 Und dann ist fast egal, ob der Bundesrat auch noch draufgucken muss.
 Aber der Bundesrat müsste auf jeden Fall bei dieser bundeseinheitlichen
 Infektionsschutzverordnung drüber gucken bei jeder Änderung.
 Ja, so ist es bei den, dann könnte ich jens Spahn als Bundesgesundheitsminister eine Forderung machen.
 Aber der Bundesrat müsste dieser jeweils zustimmen.
 Und das wäre natürlich noch mal wieder ein Nachteil.
 Auf der anderen Seite würde es aber auch zu einer Einbindung der Länder führen.
 Und das muss man dann vielleicht unter dem Strich gar nicht unbedingt als Nachteil sehen.
 Denn wenn man das mal so zusammenfasst, ja, der Bund kann die Corona-Maßnahmen an sich ziehen.
 So oder so, entweder durchgesetzt oder durch Verordnung.
 Aber die Länder sind sowieso immer irgendwie mit in Boat.
 Sie müssen nämlich die Regeln umsetzen.
 Das heißt, wenn die Länder bummelt, Streik machen wir für den Bund ganz schwierig.
 Und sie müssen in der einen oder anderen Weise zustimmen.
 Trotzdem glaube ich ehrlich gesagt, dass eine Antikonone-Regelung auf Bundesebene bei weitem Effizienter wäre.
 Und denn wenn es der Bund macht, reicht eine Mehrheit im Bundesrat.
 Einfach im Mehrheit im Bundesrat.
 Um dieser Corona-Verordnung zum Beispiel zuzustimmen,
 hat nicht ein Landen Wetorrechte.
 Nicht ein Landen Wetorrechte, wenn es hingegen die Länder machen, ja.
 Dann schadet jedes einzelne Land, das Murksmacht der Corona-Bekämpfung bundesweit.
 Das ist ja so, was wir momentan sehen.
 Also bei den ganzen MPK-Beschlüssen gibt es immer 1, 2, 3 Länder, die nicht so richtig mitziehen.
 Und wenn es eine bundeseinheitliche Antikonone-Verordnung gäbe,
 dann würden diese 2, 3 Länder nicht störten.
 Sondern dann gäbe es trotzdem in aller Regel,
 nachdem welche Länder sind, aber gäbe es in aller Regel eine Mehrheit im Bundesrat,
 die dieser Forderung zustimmen würde und ganz ehrlich auch politisch.
 Ich glaube, ich wäre es kaum zu vertreten, wenn sich eine Mehrheit im Bundesrat
 gegen Corona-Maßnahmen stemm wird.
 Gegen Corona-Maßnahmen in den Vorteil sehe ich auch noch,
 dass es endlich mal so was gibt wie eine bundeseinheitliche Regelung.
 Wir waren ja am Anfang auch immer dafür, dass Lokal irgendwie möglichst genau anzupassen.
 Aber ich glaube, es hat sich mittlerweile die Nachteile auch deutlich gezeigt,
 wie wichtig eine verständliche Kommunikation auch ist,
 um die Leute hinter diesen Zug zu bringen.
 Und da hilft es einfach, wenn man nicht 16 Verordnungen hat
 und dann macht jeder Landkreis noch was anderes,
 sondern dass du eine Verordnung hast, die kannst du reinkucken und die gilt.
 Das ist einfach in der Kommunikation wesentlich klarer.
 Und außerdem, wir haben ja oben gerade noch mal die fatalen Einflüsse des Lobbyismus
 auf die Corona-Maßnahmen geschildert.
 Ich glaube auch, dass eine solche Regelung, eine einheitliche Regelung auf Bundesebene,
 wo die Länder eben nicht mehr alle zustimmen müssen,
 sondern wo es nur eine mehr der Bundesrat gibt,
 dass das auch besser abzuschottend wäre gegen überschießende Lobbyinteressen.
 Aber da muss man natürlich im Einsehen schauen, wie sich das zeigt.
 Ich bin sehr gespannt, welche Mittel- und Wege-Angela Merkel in den nächsten Tagen tatsächlich beschreiten wird.
 Also, sie hat ja bei einem Willvergang
 dann so ein Tag relativ deutlich gedroht.
 Wirklich konsequente Maßnahmen auf Länder-Ebene sind jedenfalls nicht in allen Ländern zu verzeichnen.
 Ich bin sehr gespannt, was ihre Konsequenzerin wird.
 Genau, das wirft die Frage auf, was ist denn jetzt stand der Diskussion?
 Was wären denn jetzt so Maßnahmen?
 Und ja, da sind wir eigentlich da, wo wir auch schon von der Woche waren.
 Mit diesen halben Lockdown macht man ja gar nicht mehr sagen,
 wenn man mal durch ein Park geht oder durch die Stadt, wo alles voll ist, die Leute zusammenhocken.
 Ja, wobei Philipp, da muss ich jetzt sagen, das ist aus meiner Sicht jetzt gerade nicht das Problem.
 Also, das auf Twitter wurden jetzt auch rein, weil sie Bilder rumgereicht wurden,
 weil sie in den Park voll sind. Eigentlich wollen wir ja, dass die Leute draußen sind,
 denn ganz ehrlich, sich draußen zu treffen, sofern man sich jetzt nicht gerade abknutscht ist.
 Im Zweifel aus der Corona-Perspektive die bessere Idee, als ich drin zu treffen, stichwort ero-sohle.
 Also, eigentlich sind Menschen im Park deutlich besser, als wenn sich die selben Menschen in der Küche treffen.
 Was jetzt natürlich diskutiert wird, ist so ein Härtas.
 Das heißt, es klimas so ein bisschen militärisch und autoritär harte Lockdown.
 Ich würde sagen, wir brauchen einen effektiveren Lockdown
 und ein wirksamen Lockdown, der das auch wirklich erreicht, was wir wollen, nämlich sinkende Zahlen.
 Und er sollte vor allen Dingen gerecht sein.
 Denn das haben wir ja bisher versucht, dass wir auf jede einzelne Interesse irgendwie eingehen.
 Ich glaube, das funktioniert nicht so richtig, weil das so unereinheitlich ist.
 Und in dieser Unereinheitlichkeit so viele Ungereimtheit noch aufgetreten sind, die das Ganze so ungerecht machen.
 Und es den Leuten auch erschweren, das dann umzusetzen,
 dass ich sagen würde, wir müssen jetzt einfach alle Bereiche des Lebens mehr oder weniger in gleiche Maße einschränken.
 Und da kommt natürlich diese große Diskussion Lockdown vor allen Dingen Ausgangssperre in Spiel.
 Carl Lauterbach sagt, keine Welle mit B1 1/7, in der wir uns jetzt auch befinden,
 wurde bisher bekämpft erfolgreich ohne eine Ausgangssperre.
 Also ohne dass Leute ab einer bestimmten Uhrzeit ihre Wohnung nicht mehr verlassen dürfen.
 In dementsprechend wollen jetzt auch mehrere Länder auf Ausgangssperren setzen.
 Hamburg hat schon eine beschlossen von 21 Uhr abends bis 5 Uhr morgens.
 Da findet niemand ohne so einen so nirnnden triftigen Grund die Wohnung verlassen.
 Wobei man sagen muss, die Ausnahmen sind schon sehr weit, wege zur Arbeit,
 mit dem Hundgassing gehen, körperliche Bewegung wie Joggen.
 Und auch Lieferdienste dürfen natürlich nach 21 Uhr nach Essen bringen.
 Also wenn alle warten, Ausgangssperre muss man auch sagen, wieder leid.
 Das ist ja auch ein Berlin jetzt schon so.
 Du darfst auch hier schon nur mit triftigen Grund rausgehen.
 Aktuell in Berlin. Kontrolliert das irgendjemand?
 Das interessieren einfach niemanden mehr.
 Und Ausgangssperre ist da so ein bisschen wie das neue Lockdown.
 Schmerzhaft, zersperrgat zwischen Semantik und Wahrheit.
 Klingt erst mal durchregieren, aber in der Praxis passiert wenig.
 Aber trotzdem muss man sehen, ich sollte mal glaube ich,
 dieses Stichwort Ausgangssperre jetzt nicht auf die leichte Schulter nehmen.
 Zwar darf man auch Videosass für heute schon nur mit triftigen Grund raus.
 Aber diese Ausnahmen sind eben doch sehr weit.
 Wenn man tatsächlich jetzt ein ernsthafte Ausgangssperre verhängen würde,
 also wo es wirklich kaum noch möglich ist, die Wohnung zu verlassen,
 dann stellen sich die Dinge aus einer rechtlichen Perspektive
 schon außerordentlich kritisch dar.
 Wir haben ja in der vergangenen Woche mal länger über diese Studie
 der TU Berlin gesprochen, die mal berechnet hat,
 welche Maßnahmen konkret, welchen Beantaktur zur Verringerung
 des sogenannten Erwärts, also das Reproduktionsfaktor leisten.
 Und die sagen, ja, so eine Ausgangssperre kann ein gewisses Werkzeug sein,
 über der mögliche Beitrag zur Reduzierung von Erseidoch sehr umstritten.
 Denn klar, auf den ersten Blick kann eine Ausgangssperre
 wenn alle zu Hause sitzen, verhindern, dass sich Menschen sehen.
 Potenziell weniger Kontakte, weniger Virusübertragung, wie eine Erwärte.
 Macht auf den ersten Blick sehen.
 Aber so die Modusautor*innen, es drohen einfach um Gehungseffekte.
 Leute treffen sich einfach früher, wenn die Ausgangssperre um 21 Uhr beginnt,
 treffen man sich eben um 18 Uhr oder Leute übernachten gar beeinander.
 Und außerdem muss man sehen, sind ja auch nicht alle Kontakte gefährlich.
 Eigentlich ist es doch zum Beispiel gut, wenn Menschen sich draußen treffen,
 eine Ausgangssperre kann aber dazu fühlen, dass sich die Menschen
 mehr in Innenräumen treffen.
 Und das wäre dann natürlich ein großes Eigenthor.
 Insofern muss man sagen, aus einer reinen epidemiologischen Perspektive
 sind der Ausgangssperre vermutlich nicht komplett sinnlos,
 aber auch nur mittelmäßig wirksam.
 Und wenn man das mal zugrundelegt, dann kann man sich schon die Frage stellen,
 ob Ausgangssperren schlichtwortrechtliche Perspektive
 tatsächlich Verhältnismäßig werden.
 Und da muss man einfach verschiedene Corona-Maßnahmen auch ins Verhältnis setzen.
 Man muss sich also die Frage stellen, welche Einschnitte bringen bestimmte Maßnahmen
 mit sich, welche Wirkung bringen sie und steht das insgesamt in einem vernünftigen Verhältnis.
 Und da würde ich zum Beispiel sagen, eine Ausgangssperre als Tarnens insgesamt strikten Lockdowns,
 also Büros zu, Schulen zu, Kitas zu, alles zu und Ausgangssperre, da würde ich sagen, okay.
 Ja, wenn also quasi alle Bereiche des Lebens in einer sehr deutlichen Weise eingeschränkt werden,
 dann stehen diese Maßnahmen untereinander in einem vernünftigen Verhältnis.
 Aber auf der anderen Seite um einen Gegenbeispiel zu bilden,
 eine Ausgangssperre, die die Menschen in ihrer privaten Lebensführung drastisch einschränkt.
 Ich meine, Ausgangssperre ist eigentlich ein Instrument autoritärer Regime,
 normalerweise fängt man Ausgangssperre nach einem Putsch,
 damit die Leute nicht mehr demonstrieren können.
 Also eine Ausgangssperre, ein drastische Maßnahme auf der einen Seite,
 aber auf der anderen Seite sollen Büros, Behörden und Schulen offen bleiben.
 Das würde nicht zusammenpassen.
 Da würde man nämlich genau das passieren, was wir in der Lage schon seit Monaten beklagen.
 Ja, dramatische Einschränkungen des Privatlebens auf der anderen Seite,
 aber kaum ernsthafte Bemühungen, eine Virusübertragung im Berufsleben zu vermeiden.
 Also das wäre aus meiner Sicht dann nicht mehr zu rechtfertigen.
 Ja, aber das spricht ja dann auch nur dafür, dass wirklich in allen Lebensbereichen
 jetzt für zwei, drei Wochen runtergefahren wird.
 Genau, das ist also letzten Endes, das verfassungsrechtliche Argument,
 warum man eben mit diesem, sagen wir, Rosinenpicken den Lockdown aufhören muss.
 Was einfach nicht mehr funktioniert,
 ist Menschen, die zum Beispiel in Firmenverantwortung tragen, so sagen,
 "Wir werden schon voll nice, wenn ein bisschen weniger Leute ins Bürokennen"
 auf der anderen Seite, aber die Leute ab 21 Uhr in ihrer Wohnung festzunagen.
 Das passt nicht mehr zusammen.
 Dieses Lesse-Fair gegenüber dem Wirtschaftsleben auf der einen Seite,
 also bestimmten Bereichen des Wirtschaftslebens.
 Also Gastronomie und Kultur sind ja schon quasi auf null.
 Aber andere weinte Bereiche des Wirtschaftslebens
 sind von der Pandemie vergleichsweise wenig betroffen auf der anderen Seite,
 aber dann härteste Maßnahmen im Privatleben.
 Das passt einfach nicht mehr zusammen.
 Wir brauchen einfach einen ausgeglicheneren Lockdown.
 Und wie gesagt, das ist jedenfalls, wenn es so krass kommt,
 wie das jetzt manchmal diskutiert wird, Ausgangssperre und wenig passiert
 in Sachen Homeoffice, dann würde ich sagen,
 wir jetzt irgendwann auch zu einem verfassungsrechtlichen Problem.
 Wir haben es immer gesagt in der Lage, ja, also es gibt eine relativ breiten,
 sogenannten Einschätzungsspielraum für die Exekutive
 und die Legislative, welche Maßnahmen man aus,
 von vielen möglichen Maßnahmen ergreift,
 aber jede Maßnahme muss für sich verhältnismäßig sein.
 Und sie müssen auch in einem vernünftigen Verhältnis
 zueinander stehen.
 Und wie gesagt, da kann man einfach das Stichwort Homeoffice
 Pflicht nicht mehr länger verdrängen.
 Wir bleiben gespannt, werden über Ostern die Lage verfolgen
 und dann irgendwann in der nächsten oder übern nächsten Woche
 vielleicht sehen, wie es denn so weitergeht.
 Ja, und an allerletztes Corona-Thema haben wir noch für euch.
 Das haben wir euch nämlich versprochen.
 Das ist quasi die zweite Hälfte des großen Blogs zu den Check-ins
 und den Corona- oder den Erweiterungen der verschiedenen Corona-Apps.
 Wir haben das jetzt mal überschrieben hier bei uns im Pett
 mit der Frage brauchen wir eigentlich per so nen Bezug ne Check-ins.
 Also, wir hatten ja letzte Woche berichtet.
 Die Corona-Warnen bekommt jetzt nach Ostern soll das kommen
 an nun neue Check-ins.
 Wir haben versprochen, dass wir das nochmal aufgreifen.
 Also wo man sich mit der App an einer Location,
 einer privaten Party oder so privaten Event anmelden kann
 und dann gewarnt wird, wenn bei diesem Event sich jemand als infiziert meldet.
 Aber es ist eben komplett anonym.
 Das heißt, der erfährt niemand, dass man sich irgendwo angemeldet hat,
 sondern niemand erfährt auch mal Namen oder so.
 Man bekommt nur selber auf seinem Handy eine Warnung,
 sowie das bisher auch schon bei der Corona-Warn-App
 ist, wenn die Mind per Bluetooth irgendwie einen gefährlichen Kontakt
 erkannt zu haben.
 Aber wie wir auch alle wissen, das passiert alle Jubiljahre mal
 und es hängt dann einfach vom Verantwortungbewusstsein,
 wie das einzelnen Menschen abwas aus einer solchen Warnung macht.
 Und so und jetzt ist halt die Frage,
 weil ich denn das eigentlich solche anonymen Check-ins zu machen
 oder brauchen wir nicht Check-ins,
 wo man auch tatsächlich seine Personenbezugene Daten hinterlegen muss,
 bis her war das ja zwingend.
 Bisher ist das zwingend.
 Das ist gelten, das reicht.
 Das zwingend, das bei diesen Events, also Restaurants, Bas, etc.,
 die persönlichen Daten abgefragt werden müssen.
 Also, Namen vor einer E-Mail.
 Daher stammen diese Papierlisten.
 Ganz genau, das heißt, mit anderen Worten,
 das muss man sehr deutlich sagen, so anonyme Check-ins,
 wie sie jetzt für die Corona-Warn-App geplant sind,
 sind nice, können vielleicht irgendein Beitrag leisten
 zur Pandemiebekämpfung, aber sie erfüllen die rechtlichen Vorgaben
 der Corona-Verordnung bisher nicht.
 Das heißt, sie sind nice to herf, sind aber bislang kein Ersatz
 für die Papierlist.
 Und da kommen halt andere Apps ins Spiel, Luca,
 aber auch wir sind für Digitalisierung.
 Das sind halt Check-in-Apps, die den Namen erfassen.
 Und wenn man sich dort eincheckt, wird der Name dort irgendwo aktenkundig.
 Und die Gesundheitsämter können danach schlagen,
 aha, Name, Telefonummer.
 Und die Leute dann kontaktieren Luca-App.
 Da läuft jetzt die Einführung Baden-Württemberg-Meckel in Buch Vorgpummern.
 Niedersachsen Berlin will es auch machen.
 Auf den nordfrisischen Inseln gibt es starkes Interesse.
 Das ist so die eine Fraktion.
 Und die andere ist, wir für Digitalisierung,
 wo sich verschiedene Apps, die es schon lange gibt,
 die schon lange funktionieren, die schon viele Millionen Check-ins gemacht haben,
 zusammengeschossen haben, Schwerpunkt ist Bayern,
 beirisches Rechenzentrum steht dahinter.
 Das sind so die beiden Fraktionen.
 Genau, das sind die beiden Fraktionen,
 die eben mit namentlichem Check-in arbeiten.
 So, und nun gibt es aber natürlich auch bestimmte Akteure,
 sagen wir mal zum Beispiel den KS-Computer-Club, die fordern, ne.
 Diese Check-ins mit Namen wollen wir nicht mehr anonyme Check-in,
 so wie sie die Corona-Warn-App bald leisten soll,
 müssen doch eigentlich auch reichen.
 Damit hätte man dann nur noch die Corona-Warn-App,
 die anderen könnten eigentlich wegfallen,
 weil man die namentlich erfassung nicht mehr braucht,
 das soll doch eigentlich reichen.
 So, und jetzt ist halt die Frage,
 sollten wir denn tatsächlich bundesweit die Corona-Verordnung so ändern,
 dass anonyme Check-ins reichen.
 Ja, um das mal ganz so, ich sage hier geht es jetzt noch nicht um 1 in Apps.
 Luca Pro Contra war mal an dieser Stelle nicht diskutieren.
 Da wird heiß drüber gestritten, sondern hier geht es uns erst mal nur ums Prinzip.
 Sollte ist weiterhin Personen bezog eine Check-ins geben müssen.
 Sollte ist weiterhin Daten für die Gesundheitsämter geben.
 Wenn die App das dann ist, das ist aus unserer Sicht erst mal die nächste Frage.
 So, jetzt steht sich die Frage eben,
 welche Vorteile haben denn die anonyme Check-ins?
 Natürlich liegt das auf der Hand, ne.
 Es gibt keine Risiken für die Privatsphäre,
 weil das Wiesenermaßen sehr anonym oder total anonym ist.
 Es gibt kein Rest-Risiko eigentlich,
 dass dann persönliche Daten, die mal erfasst wurden,
 um die Pandemie zu bekämpfen und die Kontaktnachverfolgung zu machen.
 Dann irgendwann später doch mal irgendwie anders verwendet werden.
 Polizei, Geheimdienste, weil sie denn schon mal da sind.
 Kann man doch mal gucken, was man damit sonst so machen kann.
 Ist ja auch schon passiert. - Das ist auch schon passiert.
 Bei dem Papierlisten ist es nicht passiert.
 Bei dem Papierlisten gab es ein paar Skandale,
 weil Polizeibehörden darauf zugerufen haben.
 Das war so ein bisschen so eine rechtlicher Graubereich.
 Aber wir haben es in der Lage auch dargestellt.
 Es war jedenfalls nicht eindeutig verboten
 und natürlich muss die Polizei alle verfügbaren Beweise
 geben, also gesagt da, die Polizei zu kritisieren war
 aus unserer Sicht der falsche Weg.
 Das musste man klarstellen in der entsprechenden Rechtsgrundlagen
 für die Datenerhebung, dass die nicht für Strafevorgens
 Zwecke genutzt werden dürfen.
 Und da ist eben ein bisschen das Argument für die.
 Wenn in Corona-Apps wie Luca und Co.
 tatsächlich Personen bezogene Daten gesammelt werden,
 wer checkt wo ein, dann besteht immer ein Missbrauchs-Risiko.
 Das wird immer so schön auf den Satz gebracht, wo ein Druck ist.
 Da kommen auch die Schweine und Naschen von diesem Druck.
 Da muss man sagen, klar, das stimmt.
 Es gibt immer ein Rest-Risiko,
 dass eine Datensamlung auch missbraucht wird.
 Mit anderen Worten, wenn man nament sammelt
 oder generell man Personen bezogene Daten sammelt,
 dann muss man gegen Maßnahmen treffen, damit die Daten nicht abfließen.
 Und die ideale Gegenmaßnahme ist immer gar keine
 Personen bezogen in Daten zu erheben, stichwort Datenspaarsamkeit.
 Da haben die Menschen, die so argumentieren, natürlich ein Punkt.
 Auf der anderen Seite hat aber eine namentliche Check-In-Erfassung
 auch ihre Vorteile bequem.
 Und zwar nämlich, dass das Gesundheitsamt diese Namen bekommen kann.
 Also, bisher ist es ja so, wenn diese anonymen Check-In-Zufoktsie
 noch bei der Corona-Warn-App, dann war ich an einem Restaurant,
 wo dann einer war, der ist oder eine,
 die sich infiziert gemeldet hat, ich werde gewahrt.
 Was dann passiert ist meine Sache.
 Ich kann mich in Karateen begeben, ich kann testen,
 ich kann auch sein lassen und noch mal befliegen,
 das kann im Prinzip keiner kontrollieren.
 Das muss man wissen,
 aber den Gesundheitsamt der Name und die Telefonummer vielleicht vorliegt,
 dann können die sagen, hier, du warst da, lasst dich testen.
 Müsste vielleicht Karantäne machen und wir können die Karantäne auch überwachen.
 Also, das sind, finde ich, klare Vorteile, wenn die Namen bekannt sind.
 Ja, genau. Und das führt natürlich auch dazu,
 dass ein Gesundheitsamt einfach Klaster erkennen kann.
 Er kennen war irgendwas ein Super-Spray-Dag-Event.
 Wenn sich also zum Beispiel zwei, drei Leute schon infiziert gemeldet haben,
 nach dem Besuch eines bestimmten Ereignisses,
 dann kann man davon ausgehen, dass das vor einer besonders gefährliche Situation war.
 Das Gesundheitsamt kann bei namentlicher Erfassung auch Infektionsketten
 grundsätzlich nachverfolgen.
 Das heißt, also diese namentliche Erfassung
 bietet aus der Perspektive der Pandemiebekämpfung schon sehr dortliche Vorteile.
 Auf der anderen Seite wird dann aber wiederum kritisiert.
 Ja, das mag ja alles in der Theorie stimmen,
 aber die Gesundheitsämter schaffen das doch eh nicht,
 die sindketten zu verfolgen.
 Richtig. Und das stimmt sicherlich in der aktuellen Lage.
 Auch wenn da jetzt auch noch Tausende von Telefonummern und Namen
 alle aufschlagen sollen, da anrufen, das wird nicht passieren.
 Aber der Punkt ist doch,
 dass Ziel ist ja, die Inzidenzen runterzukriegen.
 Und wenn wir dann einmal bei einer Inzidenz von 10 sind oder 15,
 dann heißt es ja nicht, dass dann alles okay ist
 und wie die Kontaktverfolgung zu den Erken legen können, im Gegenteil.
 Dann geht es los. Dann geht es los.
 Dann kommt es wirklich auf jeden einzelnen Fall an,
 der irgendwo auftaucht, den super rechtzeitig zu erkennen,
 den sofort zu testen,
 da eine Karantene einzuführen, die auch wirkt und die zu überwachen,
 damit man dann auch bei dieser Inzidenz von 10 oder 15 bleibt.
 Und da können dann Namen sehr, sehr hilfreich sein,
 wenn es dann wirklich mal schnell geht.
 Ja, und das ist eben gerade der Punkt,
 da gerade bei Strategien wie NoCovid
 braucht man einfach ein hartes Karantänerejim
 und das funktioniert natürlich nicht ohne zu wissen,
 wie man in Karantäne stecken muss.
 Deswegen sagen eben auch die Gesundheitsämter,
 wir brauchen diese Namen.
 Freiwillige Karantäne,
 freiwillige Tests, freiwillige Meldungen beim Gesundheitsamt
 funktioniert einfach viel zu schlecht.
 Manche Menschen sind da sehr verantwortungsbewusst.
 Viele andere sind es leider nicht.
 Wir haben deswegen mal ein Landesdatenschutzbeauftrag,
 nämlich Dr. Stefan Brink, der ist in Baden-Württemberg,
 zuständig brauchen, die denn wirklich die Namen und da sagt er,
 ja, also wir als Datenschützer fenden es natürlich besser,
 wenn das anonym funktionieren würde.
 Aber die Gesundheitsämter sagen,
 dass sie tatsächlich aus fachlicher Sicht diese Namen
 brauchen für die Kontaktnachverfolgung.
 Und das hält er aus seiner Perspektive letztlich für plausible.
 Und deswegen sind die Namen von großen Vorteil
 für die Pandemiebekämpfung.
 Und inzwischen ist das auch unter jedenfalls den institutionellen Datenschützern
 glaube ich, die Mehrheitsmeinung der Kompromiss mit den Namen ist okay.
 Wenn sie wirklich nur an Gesundheitsämter herausgegeben werden
 und es eine strenge Zweckbindung gibt,
 das heißt, also diese Check ins Nicht-Beispelzweise
 von Polizei und Geheimdiensten abgegriffen werden können.
 Unterstützung für diese Position,
 ob ich so spontan finden können,
 zum auf Twitter zum Beispiel von Peter Schad
 im ehemaligen Bundesdatenschutzbeauftragten.
 Stefan Brink wie gesagt, sieht das ebenso Datenschutzbeauftragter
 aus Baden-Württemberg hat gerade noch mal eine Stellungnahme
 zur Luca-App-Rausgegeben und hält da das Tracing
 mit Hilfe von persönlichen Check ins für Datenschutzrechtlich vertrittbar.
 Ebenso Johannes Kasper, der Datenschutzbeauftragter aus Hamburg,
 der wird von Golem mit den Worten zitiert.
 Wir haben ein großes Interesse daran,
 dass der Datenschutz hier ermächtigt und nicht verhindert.
 So, Herr Kasper, gesagt haben nach Golem,
 zitat weiter, wir brauchen eine Lösung,
 wir brauchen vielleicht sogar mehrere Lösungen,
 aber wir müssen irgendwann mal antreten
 und die Dinge auf den Weg bringen.
 Kurz als Fußnote noch zur Vervollständigung,
 stichwort die Leute teilen eher Ergebnis in der Corona-Wahn-App zu wenig.
 Da habe ich jetzt gelesen,
 dass die mittlerweile bei einer Quote von 66 Prozent sind.
 Das wäre ja schon mal deutlich mehr als zu dem Zeitpunkt,
 an dem wir das kritisiert haben.
 Das war zuletzt, glaube ich, Ende September,
 und Thomas, als wir da ausführlich gesprochen haben,
 und damals haben da sehr, sehr wenig Leute gemacht,
 die haben dann entweder direkt in der App das Ergebnis bekommen
 oder haben es eben auf anderen Wege bekommen,
 aber dann eben nicht in der App gesagt,
 hier, ich bin positiv, alle meine Kontakte in der Corona-Wahn-App,
 bitte alarmieren, das haben damals viel zu wenig gemacht.
 Ich finde, 66 Prozent, wenn das wirklich stimmt,
 dann ist das schon mal ein deutlicher Schritt nach vorne,
 ist aber natürlich trotzdem noch ein weiter Weg zu sagen, okay,
 ich gehe in die Karateine, ich lasse mich testen,
 was dann in so einer No-Covid-Situation zwingend erforderlich wäre.
 Das muss man sehen.
 Trotzdem muss man sagen, ist dieses Potenzial der Corona-Wahn
 App ganz sicher noch nicht ausgeschöpft. Das Twitter hat er jetzt vor kurzem
 noch mal an Kedom-Schaltberg in Netzexpertin in der Linksfraktion
 im Deutschen Bundestag. Quote hin oder her,
 es gibt leider immer noch ganz viele Testcenter,
 die die positiven oder auch negativen Testergebnisse
 nicht über die Corona-Wahn-App übermitteln.
 Mit anderen Worten, man kriegt dann irgendwie auf anderen Wege,
 die Info leider sind sie positiv getestet worden,
 kann dann nicht einfach nur knappchen drücken, sondern,
 dann braucht man, um über die Corona-Wahn
 erwernen zu können, eine sogenannte Tan.
 Und dafür gibt es eine Hotline, die hat die Anke-Damschaltberg,
 die sie auch noch mal getwittert.
 Wir packen mal diesen Tweet in die Show-Nodes,
 aber wir wollen an dieser Stelle auch die Nummer einfach schon mal ansagen,
 vielleicht mögt ihr euch die schon mal ins Handy speichern für den Ernstfall.
 Also, wenn ihr ein positives Testergebnis bekommt,
 aber das nicht über die Corona-Wahn er bekommt und so eine Tan braucht,
 um die Warnung auslösen zu können, dann wählt die 0800 754 002.
 Die 0800 754 002.
 Und da bekommt ihr eine Tan, und dann könnt ihr euer positives Testergebnis
 auch zu einer Warnung über die Corona-Wahn-App machen.
 Aber wie gesagt, damit zurück zur Frage check-in,
 also die Datenschutzfraktionen sagt,
 ist vertretbar namentliches Check-in, die Gesundheitsämter sagen,
 wir brauchen diese Daten, und wir wollen das in einer ganz kurz verfassungsrechtlich beleuchten.
 Also es gibt natürlich gegen diese persönliche Check-in aus der Datenschutz-Ecke,
 insbesondere von Chaos Computer Club und so.
 Aber zum Beispiel auch eben von der Linksfraktion.
 Gewissenwienerstand, die sagen, das braucht man nicht,
 es ist zu gefährlich, wenn da die Geheimdienste zugreifen,
 oder wenn da irgendwelche Orte stigmatisiert werden,
 zum Beispiel, weil da ständig Leute infiziert sind oder so,
 das birgt in der ganze Menge angefahren.
 Und da muss man immer dazu sagen, natürlich so wenig Daten,
 wie möglich ist immer gut.
 Aber auf der anderen Seite gesagt, verfassungsrechtlicher Hintergrund dieser Diskussion,
 die informationelle Selbstbestimmung, also das Datenschutzgrundrecht,
 ist eben nicht das einzige Grundrecht.
 Also die effektive Bekämpfung der Pandemie führt an anderer Stelle
 ja auch zu weniger Beeinträchtigung von Grundrecht.
 Wenn man also tatsächlich mit den Namen,
 sowieso die Gesundheitsämter sagen,
 sowieso die Datenschützer letztlich zähne knischen unterschreiben,
 wenn man also mit diesen Daten die Pandemie effektiver beschränken kann.
 Und dadurch andere Grundrechte schützen kann,
 dann ist das unter dem Strich vielleicht keine so schlechte Idee.
 Stichwort, das Leben schützen, die körperliche Unversehrtheit schützen.
 Aber auch viele andere Grundrechte, die durch den Lockdown beeinträchtigt,
 werden das Recht auf Bildung zum Beispiel,
 manche Leute können Grundrechte, Berufsfreiheit,
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 Beraterhonorare bekommen hat,
 in Höhe von 11 Millionen Euro.
 Und zwar immer von einem Milliardär August von Fink.
 Während der ganzen Zeit im Bundestag 2008 bis 2015,
 hat der regelmäßig als Anwalt
 ein Zitat vereinbartes Pauschalhonoramit Fink abgerechnet,
 die letzten Abrechnung ging dann
 kurz nach dem Ausscheiden aus dem Bundestag ein,
 sagt die Südeutsche Zeitung insgesamt
 habe Peter Gauweiler als Anwalt
 12 Millionen Euro mit dem Milliardär abgerechnet.
 Und Gauweiler, der man gegen den Rettungsschirm krieg,
 der hat auch bei Milliardär Fink kosten abgerechnet
 für Gutachten, prominenter Professoren,
 mit deren Hilfe, der CSU-Politiker
 beim Bundesverfassungsgericht auch aufgelaufen ist
 und gegen den Rettungsschirm für Griechenland vorging.
 Der hat Gutachten in Auftraggebernerin die 50, 60.000 Euro gekostet haben,
 um beim Verfassungsgericht punkten zu können
 und auch die Kosten hat der Fink in Rechnung gestellt.
 Für Südeutsche Zeitung hat weder Fink erreicht,
 noch Gauweiler, beziehungsweise Gauweiler hat gesagt,
 betrifft man man dann, das ist alles voll geil.
 Kann ich nicht so sagen.
 Das wirft natürlich aber schon die Frage auf,
 ob so ein Milliardär, wenn der einem Abgeordneten
 in dessen Zeitemparlament 11 Millionen Euro-Honorare bezahlt,
 ob der nicht irgendwie vielleicht auch politisch einschlossen
 nehmen will, zum Beispiel auf den Antio-Auropakurs von Herrn Gauweiler.
 Und das ist ein krasses Beispiel, finde ich,
 dafür war rum so notwendig,
 ist diese Nebentätigkeiten von gewählten Abgeordneten besser zu regeln.
 Denn Gauweiler musste das zwar angeben,
 das Nebentätigkeiten ausübt,
 aber er musste nie sagen, wie viel?
 Er musste nur sagen, Stufe 10, über 250.000 Euro im Jahr.
 Das war vielen schon immer aufgefallen,
 aber es ist schon ein Unterschied, ob man sagt,
 der macht noch 251.000 Euro im Jahr nebenbei,
 oder der macht über eine Million jedes Jahr in Nebentätigkeiten.
 Nehmtätigkeiten.
 Also in sieben Jahren, 12 Millionen.
 Fast zwei Millionen im Tag.
 Aber bei zwei Millionen im Jahr genannt.
 Über seine Zeit im Bundestag.
 Das macht schon Riesenuntersch.
 Ja, und das finde ich,
 sollte man schon mal raussteigen,
 es wirft einfach die Frage auf, ob der Milja der Fink
 sich mit diesen Absorben so im letzten Endes quasi den Antio-Auropakurs
 von Herrn Gauweiler gekauft hat.
 Das ist ja letztlich die entscheidende Frage,
 dass man bei den sogenannten Volksvertreter
 innen einfach ganz gerne wüsste,
 wessen Liedsing, die denn eigentlich?
 Vor allen Dingen, die äten,
 das schwanken ein bisschen je nach Funktionen und so.
 Aber die haben so die Eten mit Steuerfreien, Pauschalen
 und so haben die so etwas Jenseits der 100.000,
 irgendwie so was 110 oder so in dem Bereich.
 Wenn du dann aber eine Nebentätigkeit hast,
 die dir 250 oder 500.000 oder eine Million einbringt,
 dann fragst du dich noch,
 versteht ihr jetzt eigentlich im Mittelpunkt?
 Ist das deine anwaltliche Tätigkeit oder deine Abgeordneteatigkeit,
 die ja lauferfassungsgericht im Mittelpunkt stehen soll,
 wenn du denn Abgeordnete in Bundestag bist?
 Ja, und wenn man sich jetzt mal nur einfach so reinfektiv,
 wir waren nicht dabei, wir wissen nicht,
 ob so was jemandes gegeben hat.
 Aber wenn man sich dann einfach mal so einen Telefonat vorstellt,
 "Ahh, Herr Gauweiler, fink!"
 sagen sie, wir haben noch da einen Vertrag.
 Es wäre doch einfach total schade,
 wenn ich den Kündigen müsste, Herr Gauweiler.
 Ja, nochmals.
 Wir wissen nicht, ob es solche Gespräche gegeben hat,
 aber ich glaube, wenn einfach so viel Kohle fließt,
 und wenn Herr Gauweiler ganz genau weiß,
 was Herr Fink gerne hätte,
 ich weiß nicht, ob da mal telefoniert werden muss,
 oder ob nicht einfach das Geld eine klare Sprache spricht.
 Und natürlich ist das alles Spekulation.
 Aber die Tatsache, dass wir hier nur spekulieren können,
 ist schon Kern des Problems.
 Und man will das einfach nicht.
 Und deswegen muss das geändert werden
 und wird jetzt wahrscheinlich auch geändert.
 Denn man muss noch mal klar sagen,
 bisher klar durften Abgeordnete, nebenher auch tätig sein,
 durften auch Geld verdienen,
 mussten das auch anzeigen,
 aber eben nur in Stufen.
 Eins bis zehn, Stufe eins,
 ist halt 1000 bis 3000, 500 Euro,
 pro Monat, Stufe zwei bis 7000 und so weiter und so fort.
 Stufe 9 bis 250.000 und Stufe 10 Einkäufte,
 über 250.000 Euro pro Jahr.
 Genau. Und das soll jetzt aber tatsächlich mehr reformiert werden.
 Denn ganz offensichtlich ist auch in der Union
 so ein bisschen die Einsicht gereift,
 dass diese Form der wirtschaftlichen Verkwickung
 mit der Politik einfach nicht mehr vermitteln ist.
 Da hat es einfach ein bisschen zu viel Skandale gegeben.
 Und ehrlich gesagt, auch durchaus zu unserer Überraschung Philipp,
 zeichnet sich da so einem jedenfalls vorsichtiger Sinneswandel
 bei der Union ab, die jetzt tatsächlich
 dem Koalitionspartner SPD ganz offenbar gewisse Zustände
 gemacht hat. Genau.
 Ich bin immer ein Freund davon,
 den Stand dieses Entwurf oder dieser Planung vorwegzuschicken.
 Viele Zeitung schreiben das dann so im letzten Kapitel.
 Aber übrigens ist es nur ein Entwurf, der zwischen den zwei
 diskutiert wurde.
 Es ist erst mal noch eine Einigung zwischen den Grokofraktionen.
 Genau. Also die Grokofraktionen CSU, also die Union CDU/CSU
 und die SPD, die haben sich zusammengesetzt.
 Und haben gesagt, wir müssen das doch irgendwie ändern.
 Wir machen das denn und die beiden Fraktionsvorsitzenden,
 oder die drei Fraktionsvorsitzenden haben gesagt,
 wie so drei?
 Ja, drei.
 Landesgruppenschäft, Dobrind, ne? Also zweieinhalb.
 Haben wir gesagt, ja, wir haben uns geeinigt.
 Das sind die Punkte und der parlamentarische Geschäftsführer
 der SPD-Fraktion-Kastenscheinheit gesagt,
 wir werden in der nächsten Sitzungswoche, also nach Ostern,
 einen Gesetzentwurf volllegen.
 Und das ist der Stand, die Wahrscheinlichkeit, das das so kommt,
 ist relativ hoch, aber noch nicht 100 Prozent.
 Und folgende Punkte stehen da drin.
 Abgeordneten soll künftig verboten werden, als Lobbyisten
 und Lobbyisten tätig zu werden.
 Klingt wie eine Selbstverständlichkeit,
 ist für die Union abhand, wo?
 Das Revolution.
 Muss man einfach ganz deutlich sagen, ist revolutionär für die Union,
 den Damen und Herren einfach doch erhebliche Gruppen
 von Unions Abgeordneten einfach mehr Geld verdient,
 als mit ihr Abgeordnetehlichkeit.
 Nicht erlaubt sein sollen, außerdem.
 Geld spellen dann Abgeordnete, fahr bisher möglich,
 ist auch hole noch so, aber solche Endet werden,
 Geld spenden dann Abgeordnete, sollen nicht mehr einbeobt sein.
 Und Abgeordneten soll es nicht mehr erlaubt sein,
 honorare für Reden anzunehmen.
 Das ist ja auch mal ein beliebtes Mechanism.
 Also, wir wollen hier 10 Minuten Rede, 20.000 Euro,
 da kann man schon viel Geld mit von A nach B bewegen,
 wer man das denn will.
 Außerdem, und das finde ich auch sehr interessant.
 Auf Euro und Cent genau veröffentlicht werden sollen.
 Alle Einkünfte von Abgeordneten, die über 3000 Euro pro Jahr gehen,
 das ist also schon, mehr als 3000 Euro pro Jahr,
 soll auf Heller und Cent veröffentlicht werden.
 Außerdem sollen auf Heller und Cent veröffentlicht werden
 monatliche Beiträge über 1000 Euro.
 Das ist auch interessant.
 Das ist jedenfalls mal was anderes,
 als die von der Union bisher vorgeschlagenen Veröffentlichungskreinze
 von 100.000 Euro.
 Bis der Müsse-Eimkünfte haben wir gesagt, nicht beitragsgenau,
 sondern lediglich in diesen Stufensystemen angegeben werden.
 Außerdem soll dazu kommen,
 unternehmensbeteiligungen sollen bereits ab 5 Prozent,
 und nicht wie bisher erst ab 25 Prozent,
 offen gelegt werden müssen.
 Außerdem Einkünfte aus dividenden und Aktienoptionen müssen
 ebenfalls veröffentlicht werden.
 Das ist der Fall Philipp Amtor,
 das der Fall Philipp Amtor, der halt sich sehr eingesetzt hatte,
 für eine Firma und dafür Aktienoptionen bekommen hat.
 Und dann soll Abgeordneten Bestechung, die es ja heute schon gibt,
 kein Vergehen mehr sein, sondern ein Verbrechen.
 Was bedeutet Mindeststrafe von einem Jahr freien Straf?
 Also, wenn man das jetzt mal so zusammennimmt,
 sind das in dem Bereich zuflüsse, wirtschaftliche Zuflüsse,
 von irgendwelchen Wirtschaftsinteressen an Abgeordnete,
 schon deutlich strengere Transparenzregeln
 und teilweise strengere Freitensregeln.
 Bestimmte Dinge werden ganz verboten.
 Andere Dinge müssen in Zukunft jedenfalls deutlich klarer öffentlich gemacht werden.
 Und das bedeutet, insgesamt wird jedenfalls ein Schritt nach vorn gemacht,
 in den Bereich Transparenz der Abgeordnetehigkeit.
 Es wird in Zukunft einfacher festzustellen,
 wer denn eigentlich Wessenlied eigentlich singt.
 Sogar, die bislang doch sehr kritische Organisation Abgeordneten
 Watch lässt sich hier verhalten.
 Positiv ein, indem sie nämlich sagt,
 sie tat, sofern sie konsequent umgesetzt werden,
 können diese Regeln für mehr Transparenz sorgen
 und Interessenkonflikte künftig verhindern.
 Was wenn natürlich wirklich gut,
 aber es kommt auf die Umsetzung an,
 noch liegt der Gesetzentwurf nicht vor,
 noch ist er nicht verabschiedet.
 Und wir haben es hier auch mal der CDU zu tun.
 Da muss man ganz häufig sagen,
 die sind einfach wahnsinnig schlauter drin.
 Das haben wir schon ganz oft erlebt,
 gerade in der GroKo, dass sie zwar zunächst mal sagen,
 wir machen irgendwas und dann wird immer irgendwo nach dem sieben Kommen
 noch einen kleinen Fußangel eingeführt,
 die dazu führt, dass die Dinge unter dem Strich dann doch nicht wirksam werden.
 Wir werden sehen, was passiert.
 Außerdem, was wir dazu immer noch sagen müssen,
 im Bereich des Lobbyregisters,
 also bei der Frage müssen Lobbyisten
 ihre quasi nicht finanziellen Kontakte zu Abgeordneten offenlegen.
 Gibt es keine Neuigkeiten, da müssen sie sich weiter
 hier nur eine Liste eintragen müssen, damit man weiß,
 wer überhaupt Lobby ist, ist aber die einzelnen Kontakte
 und noch weniger die Inhalt dieser Kontakte
 müssen weiterhin nicht offen gelegen.
 Genau, das ist jetzt verabschiedet.
 Das wird gesetzt, nur auch da.
 Ich habe das hier reingeschrieben als Beispiel.
 Wir haben da ja auch darüber geredet.
 Das ist zwar verabschiedet, aber es hat total viel Ausnahmen.
 Also, die Frage, wer muss sich da eigentlich in diese Liste eintragen?
 Und wenn ich, da gibt es eine ganze Reihe von Auseinander,
 die auch bei offensichtlich im Lobbykontakt
 sich nicht in den Lobbyregister eintragen müssen,
 dazu zählen Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften.
 Gut, ich meine, dass die Lobby sind, sind irgendwie auch klar.
 Warum sollen sich nur meine Liste eintragen?
 Da würde ich sagen, das ist auch eine äztlich Käse.
 Da weißt doch jeder, dass eine Arbeitgeberverband lobiiert.
 Das ist ja geil. - Das stimmt.
 Aber wenn du es konsequent machen willst
 und wenn du dann irgendwann mal auch zu so einem Fußabdruck kommen willst,
 dann heißt es ja, alle, die Lobbyregister stehen,
 müssen dann in diesem Fußabdruck registriert werden.
 Und warum sollen die sich nicht eintragen?
 Klar, tut natürlich nicht weh.
 Aber wieder das finde ich, das ist jetzt irgendwie,
 finde ich, die teile Klirchen Religionsgemeinschaften,
 kommunale Spitzenverbände.
 Ja, ist ein bisschen wehkürlich, warum die Ausgabe mehr.
 Aber gesagt, das ist das zentrale Problem
 beim Lobbyregister ist, glaube ich, weniger die Unverständlichkeit,
 als die Tatsache, dass die bloße Eintragung,
 "Hallo, ich mach Lobbyarbeit",
 als solche, ja, nicht sagt, mit weh man redet.
 Das wäre aus meiner Sicht der Punkt für mehr Transparenz.
 Aber wie immer auch sei, also jedenfalls sieht man diese diversen Skandale
 bei der Union, haben dann offensichtlich zu einem so starken Druck geführt,
 dass einen muss man einfach so durch sein,
 ja, 10 zu langer, fanatischer Widerstand gegen strengere Regeln
 für die Finanzierung von Abgeordneten doch jetzt brockelt.
 Und ich bin sehr gespannt auf den Gesetzentwurf,
 was da letztlich beschlossen wird.
 Wenn das jetzt so bleibt, ja, wenn der Druck da hoch bleibt,
 auch gerade der Druck der Presser, also muss man ja mal sagen,
 als diese ganzen Unionskalade sind,
 ja, nur deswegen hochgepoppt, weil gerade Spiegel und Zeit
 da einfach sehr nachgebohrt haben.
 Wenn das so der Druck hoch bleibt, dann haben wir, glaube ich,
 jetzt eine historische Chance,
 dass bei der jedenfalls bei den wirtschaftlichen Verkwickungen
 zwischen Abgeordneten und irgendwelchen Lobbyinteressen
 doch mehr Transparenz geschafft wird und auch vieles verboten wird.
 Das wäre ein deutlicher Schritt nach vorne.
 Und mit dieser mal guten Nachricht,
 sondern mal zu 90 Prozent erfreulich,
 weil eben noch nicht wirklich, wirklichkeit, aber wird,
 aber es wird flicht.
 Dann schicken wir euch ins Wochenende. Wir wollen schon euch froh o's dann.
 Bleib gesund, werdet gesund, wer nicht gesund seid.
 Genau.
 Wenn ihr Lust habt, spendet uns ein paar Sternchen
 in der Podcast-App eures Vertrauens.
 Da freuen wir uns.
 Und in diesem Sinne, schönes Wochenende, schöne Feiertage.
 Eine gute Woche. Bis bald. Tschüss.
